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Executive Summary

Energiepolitik der USA:
alte Herausforderungen, neue Chancen*

Die USA stehen vor zahlreichen energiepolitischen He-
rausforderungen: Die Energieversorgungssicherheit soll
mit einem möglichst hohen Anteil an heimischen Energie-
trägern im Energiemix sichergestellt werden. Die Strom-
infrastruktur muss dringend ausgebaut und modernisiert
werden. Die Energiepolitik soll stärker auch klimapoliti-
schen Zielen folgen. Zudem soll die Konvergenz von bun-
desstaatlicher und einzelstaatlicher Politik und Regelset-
zung verbessert und die Akzeptanz in der Bevölkerung
für Projektverwirklichung und steigende Kosten geschaf-
fen werden. Will die Obama-Administration in der Ener-
giepolitik erfolgreich sein, muss sie diese Herausforde-
rungen meistern.

• Anders als sein Vorgänger George W. Bush, hat Oba-
ma im energiepolitischen Zieldreieck der Versorgungs-
sicherheit, Wirtschaftlichkeit und Umweltverträglich-
keit den Klimaschutz deutlich aufgewertet. Dabei
scheut er sich nicht, stärker auf Verordnungen zu-
rückzugreifen. Bush hatte in seiner Energie- und Kli-
mapolitik vor allem auf freiwillige Initiativen gesetzt.

• Obamas Energie- und Klimaprogramm ist, zumindest
im US-amerikanischen Kontext, ambitioniert: Er will
bis 2050 die Treibhausgasemissionen der USA um
80 % senken (Basisjahr 2005), den Anteil erneuerba-
rer Energie am Energiemix bis 2025 auf 25 % steigern
und ein bundesweites Emissionshandelssystem ein-
richten. In den nächsten zehn Jahren sollen 150 Milli-
arden Dollar in saubere Energietechnologien wie Koh-
lenstoffabscheidung und -speicherung investiert wer-
den.

• Das Repräsentantenhaus des Kongresses hat Ende
Juni 2009 ein umfassendes Klima- und Energiegesetz
verabschiedet; der Senat debattiert zurzeit über eine
eigene Gesetzesvorlage. Die Widerstände gerade der
Republikaner sind hoch, doch auch unter den Demo-
kraten gibt es zahlreiche kritische Stimmen. Noch ist
unklar, ob der Kongress das anhängige umfassende
Klima- und Energiegesetz tatsächlich verabschieden
wird. Und auch gegen die neuen Regulierungen der
Umweltbehörde wachsen die Widerstände seitens ei-
niger Industriesektoren und der Agrarwirtschaft.

• Auf Ebene der Einzelstaaten und Gemeinden setzt
sich die klima- und energiepolitische Dynamik derweil
weiter fort. Zu den regionalen Maßnahmen zählen ver-
bindliche Reduktionsziele für Treibhausgasemissio-
nen, Quoten für erneuerbare Energien in der Stromer-
zeugung und regionaler Emissionshandel.

• Durch den Amtswechsel im Weißen Haus haben sich
neue Spielräume für eine transatlantische Energie-
und Klimakooperation ergeben. Ende 2009 wurde
beim EU-US-Gipfel der Energierat ins Leben gerufen,
um den Dialog über strategische Energiefragen zu ver-
tiefen und die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der
Energietechnologie zu stärken. Die innenpolitischen
Hürden in den USA ebenso wie unterschiedliche ener-
giepolitische Ausgangslagen stellen die Kooperation
der beiden Partner vor veritable Herausforderungen.

*Der Weltenergierat – Deutschland dankt den Auto-
rinnen dieses Schwerpunktkapitels, Dr. Stormy-Annika
Mildner und Dr. Kirsten Westphal.

Besonderer Dank für ihre unermüdliche Zuarbeit gilt:
David Campbell, Edna Dretzka und Brian Marrs. Wir
danken zudem Rainer J. Abbenseth, Enno Harks,
Hans-Wilhelm Schiffer und Stefan Ulreich für die
Kommentare und Anmerkungen bei der Erstellung
des Beitrags.
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Einleitung
Der 44. Präsident der USA, Barack Obama, hat sich vor-
genommen, die amerikanische Wirtschaft effizienter, wett-
bewerbsfähiger und grüner zu machen. Dazu gehört ne-
ben der Modernisierung der Infrastruktur (u. a. Straßen,
Brücken, das öffentliche Transportwesen, Gebäude) auch
eine neue Energiepolitik. Auch wenn es nach erst einem
Amtsjahr zu früh ist, Bilanz zu ziehen, können doch einige
Tendenzen aufgezeigt werden. Ein Blick in die USA lohnt
sich: Nicht nur beeinflussen die USA aufgrund ihres schie-
ren Marktgewichts die Entwicklungen auf den globalen
Energiemärkten und im Energiehandel maßgeblich. Die
Vereinigten Staaten sind zudem ein wichtiger Partner für
Deutschland und die EU, wenn es um die Gestaltung der
internationalen Energiepolitik geht. Der vorliegende Beitrag
beleuchtet in einem ersten Schritt die energiewirtschaftli-

chen Rahmendaten der USA, wovon die zentralen
Herausforderungen für die US-amerikanische Energiepoli-
tik abgeleitet werden. Im Hauptteil erfolgt die Analyse der
Energiepolitik unter Präsident Obama mit besonderem
Blick auf die Veränderungen gegenüber der Bush-Regie-
rung. In diesem Zusammenhang werden auch die ener-
giepolitisch relevanten Legislativ- und Exekutivstrukturen
in Washington und den Einzelstaaten dargelegt. Letztere
verdienen besondere Aufmerksamkeit, da sie eine Schlüs-
selrolle in der Formulierung und Implementierung der am-
bitionierten Energieprojekte der Obama-Administration
spielen. Im letzten Kapitel werden die Kooperationschan-
cen zwischen Europa und den USA in bilateralen Foren
wie dem 2007 gegründeten Transatlantischen Wirtschafts-
rat (TEC) und dem US-EU-Energierat von 2009 ausgelotet.

Ausgangslage: Energiewirtschaftliche
Rahmenfaktoren der Debatte

Energiekonsum, Energiemix und Energieproduktion

Die USA sind weltweit der größte Energiekonsument.
Im Jahr 2008 verbrauchten sie 2,5 Milliarden toe
(100,1 Quads [Quadrillionen Btu1]).2 Damit hat sich der
Energieverbrauch seit 1950 verdreifacht. Zum Vergleich:
Der deutsche Energieverbrauch betrug im Jahr 2008
339,1 Millionen toe (14.200 Peta Joule).3 Der relative An-
teil der USA am Weltenergiekonsum sinkt zwar kontinu-
ierlich, dennoch entfällt rund ein Fünftel (20,4 %) auf sie.
Damit ist ihr Anteil höher als der der EU (15,3 %).
Deutschland hat einen Anteil von 2,8 % am Weltenergie-
verbrauch.4

Der Großteil des amerikanischen Energiekonsums wird
aus fossilen Energiequellen gedeckt, allen voran Öl. Der
Anteil des wichtigsten Primärenergieträgers Öl liegt in
den USA seit den 1970er Jahren konstant bei etwa 40 %
(vgl. Abb. 2 und 4).

Der Anteil erneuerbarer Energien an der Deckung des
Primärenergieverbrauchs der USA belief sich 2008 auf
7,4 %. In Deutschland waren es im gleichen Jahr 8,1 %
(vgl. Abb. 3 und 4).

Die US-amerikanische Energy Information Administration
(EIA) erwartet nach ihrem Referenzszenario des Annual
Energy Outlook 2010, dass der Gesamtenergieverbrauch

zwischen 2007 und 2035 jährlich um 0,5 % steigen und
der Verbrauch im Jahre 2035 bei etwa 2,9 Milliarden toe
(114,5 Quads) liegen wird. Demnach soll der Konsum von
Erdöl um jährlich 0,3 % steigen, der von Erdgas um
0,2 %, der von Kohle um 0,4 %, der von Kernenergie um

Energiewirtschaftliche Rahmendaten und
energiepolitische Herausforderungen

Verkehr
28 %

Industrie
31 %

Gewerbe, Handel,
Dienstleistungen

19 %

private Haushalte
22 %

Quelle: Energy Information Administration, Annual Energy Outlook 2010,
Early Release

Abbildung 1: Anteile am Primärenergieverbrauch
der USA nach Sektoren, 2008
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Abbildung 2: Primärenergieverbrauch der USA nach Hauptenergieträgern, 1949–2008

0,4 %, der von Wasserkraft um 0,7 %, der von Biomasse
um 2,4 % und der von anderen erneuerbaren Energien
um 4,0 %.5 Das prognostizierte starke Wachstum der er-
neuerbaren Energien liegt auch darin begründet, dass sie
(mit Ausnahme der Wasserkraft) mehr Potenzial haben,
als sie bislang zur Deckung des Energiebedarfs beitrugen.

Die USA sind nicht nur der weltweit größte Energiever-
braucher, sondern nehmen auch eine herausragende
Stellung unter den Produktionsländern ein. Bei den drei
wichtigsten Primärenergieträgern (Öl, Erdgas und Kohle)
gehören sie immer noch zu den drei größten Produzenten
weltweit. Sie sind mengenmäßig der größte Produzent von
Erdölprodukten und verfügen über die größten Raffinerie-
kapazitäten. Deswegen ist die Importabhängigkeit im Ver-
gleich zu anderen Staaten der OECD auch gering: Im Jahr
2008 wurden rund 26 % des Energiebedarfs durch Im-
porte gedeckt, während der Grad der Importabhängigkeit
in der EU im selben Jahr bei 54 % lag.

Energiemix und -produktion fallen regional sehr unter-
schiedlich aus. Die fünf Einzelstaaten mit der höchsten
Energieproduktion sind (2007): Texas/15,9 % der US-
Energieproduktion (insbesondere Öl und Gas); Wyo-
ming/14,4 % (insbesondere Gas und Kohle); Louisia-
na/9,7 % (insbesondere Gas und Öl); West Virginia/5,8 %
(insbesondere Kohle); Kentucky/4,3 % (insbesondere

Kohle) und Kalifornien/4,1 % (insbesondere Öl). Illinois
und Pennsylvania sind wichtige Produzenten von Kern-
energie; Washington und Kalifornien sind führend bei der
Stromerzeugung aus Wasserkraft. Texas und Kalifornien
sind wichtige Produzenten von Elektrizität aus anderen
erneuerbaren Energiequellen wie Sonne und Wind.6

Bis in die späten 1950er Jahre waren die USA in der La-
ge, ihren Energiebedarf selbst zu decken. Die fortan
wachsende Lücke zwischen Energiekonsum und -pro-
duktion wird durch Importe geschlossen. Je nach Ener-
gieträger ist die Importabhängigkeit unterschiedlich
stark ausgeprägt. Besonders hoch ist die Abhängigkeit
beim Erdöl. Während die heimische Produktion von
Kohle und Erdgas trotz teilweise sehr starker Schwan-
kungen weiter steigt, ist die heimische Produktion von Öl
seit Anfang der 1980er Jahre kontinuierlich gesunken.
Seit den 1950er Jahren kommt auch der Kernenergie
(sie wird unter einheimische Energiequellen gerechnet)
eine bedeutende Rolle zu, auch wenn ihr Anteil am ge-
samten Energiemix seit den 1990er Jahren stagniert.
Bei der installierten Kapazität von Kernenergie (2007:
106 Gigawatt) sind die USA weltweit an der Spitze (ge-
folgt von Frankreich [63 GW], Japan [49 GW] und Russ-
land [22 GW]).7 In der Liste der Uranproduzenten liegen
die USA als weltweit größter Konsument (29,5 % des
globalen Verbrauchs) mit 4 % der Förderung zwar nur
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Abbildung 4: Primärenergieverbrauch der USA
nach Hauptenergieträgern, 2008
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Abbildung 3: Primärenergieverbrauch
Deutschlands nach Hauptenergieträgern, 2008
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Abbildung 5: Energieproduktion der USA nach Hauptenergieträgern, 1949–2008



auf Platz 8. Allerdings belegt das Nachbarland und der
Haupthandelspartner Kanada Platz 2 dieser Liste.8

Der Energiekonsum in den USA ist vergleichsweise hoch.
Dennoch ist die amerikanische Volkswirtschaft heute we-
niger anfällig gegenüber hohen Energiepreisen als noch
in den 1970er Jahren. Der Grund dafür ist die gesunke-
ne Energieintensität der US-Wirtschaft: Um einen Dollar
ihres BIP zu erwirtschaften, brauchen die USA heute fast
50 % weniger Energie als 1970. Die EIA erwartet, dass
die Energieintensität aufgrund einer verbesserten Ener-
gieeffizienz und struktureller Veränderungen der Wirt-
schaft bis zum Jahr 2030 um insgesamt 40 % sinken
wird.9 Dies heißt jedoch nicht, dass die US-Wirtschaft
nicht auch unter hohen Preisen und vor allem auch
Preisschwankungen leidet, wie das Jahr 2008 eindrucks-
voll bewies, als der Ölpreis auf rund 150 Dollar pro Barrel
kletterte.

Die einzelnen Sektoren: Status quo und
Entwicklungstrends

Der Ölsektor und die Importabhängigkeit

2008 entfielen auf die USA 23 % des weltweiten Ölkon-
sums. Als weltweit größter Importeur haben sie einen An-

teil von etwa einem Viertel an den globalen Importen. Da-
bei sind sie immer noch der drittgrößte Ölproduzent der
Welt mit einem Anteil von 7,6 %.10

2008 produzierten die USA rund 6,7 Millionen Barrel Öl pro
Tag. Die Ölimporte betrugen 12,9 Millionen Barrel pro Tag.
Der Gesamtverbrauch von Erdöl und Erdölprodukten lag
2008 pro Tag bei 19,4 Millionen Barrel Öl.11 Davon werden
70% im Transportsektor, 23 % in der Industrie und der Rest
in privaten Haushalten, Handel und dem Stromsektor ver-
braucht.12 Das höchste Einsparpotenzial besteht im Trans-
portsektor. Wegen der Wirtschaftskrise ist der Erdölkonsum
im Jahr 2009 um rund 4 % gesunken.13

Wird in den USA über Energiesicherheit diskutiert, so rückt
schnell die Importabhängigkeit beim Öl und dabei die Ab-
hängigkeit vom Import aus den Ländern der arabischen
Welt in den Fokus. Dabei wird in der öffentlichen Diskussi-
on vielfach übersehen, dass rund ein Viertel der Erdölim-
porte aus den NAFTA-Partnerländern Kanada und Mexiko
kommt; zusammen mit Saudi-Arabien, Venezuela und Ni-
geria stellen diese fünf Länder mehr als 75 % der amerika-
nischen Ölimporte.14 Seit den frühen 1990er Jahren wird
mehr Öl aus Nicht-OPEC- als aus OPEC-Ländern importiert.
Laut Erwartungen der EIA werden die Importe anteilig am
Gesamtölverbrauch von 58 % im Jahr 2007 auf etwa 41 %
im Jahr 2030 sinken, da man von einer verstärkten Off-
shore-Ölproduktion insbesondere im Golf von Mexiko aus-
geht, die ein Viertel der Gesamtproduktion deckt. Hinzu
kommt der erhöhte Biokraftstoffeinsatz und Coal-to-
Liquids-Technologien.15 Hauptproduzenten von Erdöl in
den USA sind derzeit Texas, Alaska, Kalifornien, North Da-
kota und Louisiana.

Interessant ist, dass die USA trotz höchster installierter
Raffinerie-Kapazitäten (20,1 % an den weltweit installier-
ten Kapazitäten) und als größter Produzent von Erdölpro-
dukten (21,9 % des globalen Anteils) auch deren größter
Nettoimporteur sind (mit 34 Millionen Tonnen im Jahr
2008)16, was sich unter anderem mit begrenzten und ver-
alteten Verarbeitungskapazitäten erklären lässt.

Der Erdgassektor: Boom beim unkonventionellen Gas

Bis Mitte der 1980er Jahre waren Erdgaskonsum und
-produktion nahezu ausgeglichen. Auch wenn seitdem
die Nettogasimporte zusammen mit dem steigenden
Konsum kontinuierlich zunahmen, wird die heimische
Produktion den Bedarf auch in Zukunft weitgehend de-
cken. Im Jahr 2030 wird der Bedarf an Gas zu mehr als
97 % aus heimischem Gas gedeckt werden können. Fast
ein Drittel der landesweiten Gasreserven befinden sich in
Texas, gefolgt von Wyoming.

20
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Abbildung 6: Energieproduktion der USA nach
Hauptenergieträgern, 2008
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2008 entfielen auf die USA 22 % des weltweiten Erdgas-
konsums.17 Mit knapp 11 % der weltweiten Importe sind
die USA global der zweitgrößte Gasimporteur nach
Japan. Die Nettoimporte liegen bei 84 Milliarden Kubik-
meter. Zum Verhältnis: 2008 produzierten die USA
582,2 Milliarden Kubikmeter.18 Da das Erdgas-Pipeline-
netz zwischen Kanada und den USA eng verflochten ist,
beziehen beide Staaten Gas voneinander. Allerdings lie-
gen die Importe der USA weitaus höher. 98 % des über
Pipeline importierten Erdgases beziehen die USA aus Ka-
nada, den Rest aus Mexiko. Nur knapp 9 % der US-Erd-
gasimporte werden als verflüssigtes Erdgas realisiert. Hier
wiederum kommt mit 75 % der Löwenanteil aus Trinidad
und Tobago.19

Aufgrund klimapolitischer und Energieeffizienzmaßnah-
men ist nur noch mit einem geringen Nachfragezuwachs
beim Gas zu rechnen. In den USA liegt die Nachfrage
heute bei 657,2 Milliarden Kubikmeter (2008) und soll
bis 2030 geringfügig auf 649 Milliarden Kubikmeter
sinken. Im Vergleich dazu: In Europa wurden 2008
490,1 Milliarden Kubikmeter Gas verbraucht, 2030 wer-
den es voraussichtlich 651 Milliarden Kubikmeter sein.20

Dabei sind die Industrie und der Stromsektor mit knapp
einem Drittel die größten Abnehmer von Erdgas, gefolgt
von den privaten Haushalten und dem Gewerbe. Infolge
der Wirtschaftskrise ist 2009 der Verbrauch um 1,9 %
gesunken, was vor allem auf einen starken Rückgang in
der Industrieproduktion, beim Handel und den privaten
Haushalten zurückzuführen ist. Dagegen hat Erdgas im
Strommix wegen seiner niedrigen Preise gegenüber der
Kohle an Bedeutung bei der Grundlasterzeugung gewon-
nen.

Eine wichtige Entwicklung, die auch entscheidende
Rückwirkungen auf den globalen Gasmärkten zeitigt und
infolgedessen besondere Aufmerksamkeit verdient, ist
der US-Boom bei unkonventionellem Gas. Zum soge-
nannten unkonventionellen Gas wird Schiefergas (eng.
Shalegas) gezählt (Gas aus Sand-, Tonstein- oder Karbo-
natreservoiren), Tightgas (Gas aus dichten Gesteinen)
und Kohleflözgas. Der US-Gasmarkt hat sich 2008/2009
stark entspannt, denn neue Fördertechnologien haben
zu einem erhöhten Angebot bei gleichzeitig sinkender
Nachfrage geführt. Zudem wurden die Speicher deutlich
ausgelastet. Damit ist der Bedarf an importiertem LNG
stark gefallen.21

Seit 1990 haben die USA die Produktion von unkonven-
tionellem Gas fast vervierfacht auf knapp 300 Milliarden
Kubikmeter.22 Das wirkt sich auch auf dem Weltgasmarkt
aus. Die USA allein standen 2008 für drei Viertel der
weltweiten Produktion unkonventionellen Erdgases und

erreichten damit als zweitgrößter Produzent einen Anteil
von 19,3 % an der Weltgasförderung, der fast dem rus-
sischen Anteil mit 19,6 % entspricht.23 Prognosen der
IEA gehen davon aus, dass die Förderung von unkon-
ventionellem Gas in den USA weiter steigen wird.

Die bestätigten Reserven beim Tight- und beim Kohle-
flözgas machten Anfang 2008 bis zu 620 Milliarden Ku-
bikmeter oder 9 % der gesamten Gasreserven der USA
aus. Der Gasboom wird aber vor allem durch das Schie-
fergas gespeist. Hier haben sich die Bohrungen zwischen
2000 und 2007 vor allem mit der Erschließung der Bar-
nett Shale im Norden von Texas, dem heute am besten
entwickelten Schiefergas-Reservoir der Welt, verzehn-
facht. Sie erreichen eine ähnliche Menge wie das Kohle-
flözgas mit fast 50 Milliarden Kubikmetern oder 8 % an
der jährlichen Gasproduktion.24 Auch die erwiesenen Re-
serven sind um 50 % gestiegen und liegen nun bei über
600 Milliarden Kubikmetern. Die Erschließung dieser Vor-
kommen erfolgte bislang größtenteils durch kleinere
nordamerikanische Öl- und Gasfirmen. Internationale
und nationale Energiemultis werden nun aber verstärkt in
diesem Sektor aktiv, wie der im Jahr 2009 für 2010 ge-
plante Einkauf der EXXON Mobil Corporation beim Gas-
konzern XTO Energy zeigt. Dies erfolgt meistens über
Partnerschaften und Akquisitionen; ein Trend, der sich
angesichts der schwierigen Finanzlage und Kreditsituati-
on wohl fortsetzen wird. Nicht außer Acht gelassen wer-
den darf freilich, dass sich die unkonventionellen Gasvor-
kommen schnell erschöpfen und daher kontinuierlich
neue Vorkommen erschlossen werden müssen: Es sind
daher viele Bohrungen nötig, um eine bestimmte Gas-
menge zu produzieren. Das hat Folgen für die Umwelt,
da große Flächen betroffen sind und große Mengen an
Wasser benötigt werden. Wegen dieser Charakteristika
könnte Schiefergas in und aus den USA eine Art Swing
Producer werden, angesichts der Risiken einer mittelfris-
tigen Unsicherheit bei Kosten und Preisen. Viel spricht
dafür, dass Nordamerika lange der größte Produzent von
Shalegas bleiben wird, denn hier liegen die Vorteile auf
der Hand, die andernorts nicht gegeben sind: die relative
Nähe zu den Verbrauchszentren und zur Transportinfra-
struktur.

Kohlesektor: Altes Rückgrat, neue Technologien?

2008 entfielen auf die USA rund 17 % des weltweiten
Kohleverbrauchs.25 Die Situation bei Kohle ist für die USA
komfortabel, denn ihre Produktion übersteigt den heimi-
schen Kohlekonsum. So sind die USA nach China der
zweitgrößte Kohleproduzent mit einem 18-prozentigen
Weltmarktanteil (2008) und damit Nettoexporteur. Im
Jahr 2008 produzierten sie 1.007 Millionen Tonnen



Steinkohle, 43 Millionen Tonnen wurden exportiert. Dazu
kommen noch 69 Millionen Tonnen Braunkohle an hei-
mischer Produktion.26 Die USA verfügen zudem über die
weltweit größten erwiesenen Reserven mit knapp 29 %.27

In Wyoming findet sich das Zentrum der Kohleprodukti-
on. Der Bundesstaat produziert mehr Kohle als die vier
nachfolgenden Top-Kohleproduzenten (West Virginia,
Kentucky, Pennsylvania und Montana) zusammen. Die
rund 600 Kohlekraftwerke der USA sind das Rückgrat
der Stromerzeugung in den USA. Wegen der günstigen
Reservensituation wird sich daran wohl auch künftig we-
nig ändern. Pro Jahr erwartet man zwischen 2007 und
2035 einen Anstieg der Kohleproduktion für die Elektrizi-
tätserzeugung von 0,5 %.28 Inwieweit sich der Trend der
jüngsten Zeit, Gaskraftwerke zulasten der Kohlekraftwer-
ke zur Bereitstellung der Grundlast heranzuziehen, ver-
stetigen wird, hängt allerdings nicht nur von der Entwick-
lung der Gaspreise ab. Die Gründe dafür sind nämlich
nicht nur in den vergleichsweise günstigen Gaspreisen zu
finden, sondern auch in der veralteten Technologie der
Kohlekraftwerke, die auch im Vergleich zu den deut-
schen Kraftwerken einen niedrigen Wirkungsgrad aufwei-
sen. Hier herrscht hoher Modernisierungsbedarf. Da
93 % der Kohle im Stromsektor verbraucht werden, ist
die Zukunft des Kohlesektors eng mit der Kohleverstro-
mung verbunden.29 Wegen der bestehenden politischen
Unsicherheiten sind die Investitionen aber bisher noch
ausgeblieben. Die große Herausforderung besteht in der
Weiterentwicklung von „Clean Coal“-Technologien, um
die Nutzung der Kohle in Einklang mit den Klimazielen zu
bringen. Eine Schlüsselrolle hat dabei die Entwicklung
der CCS-Technologie, also die Abscheidung und Spei-
cherung von Kohlendioxid, inne.

Erneuerbare Energien

Am Primärenergiemix der USA machen erneuerbare Ener-
gien nur einen Anteil von etwa 7 % aus.30 51 % der erneu-
erbaren Energien werden bei der Stromerzeugung einge-
setzt. Im Jahr 2008 basierten 9 % der Netto-Stromerzeu-
gung von knapp 4,0 Milliarden Megawattstunden auf dem
Einsatz von erneuerbaren Energien.31

Auch wenn Windenergie an der gesamten Stromerzeu-
gung in den USA nur einen geringen Anteil hat, ist sie
doch eine der am schnellsten wachsenden Stromerzeu-
gungsquellen. Im Jahr 2008 machte sie 42 % der ge-
samten Stromerzeugungskapazität aus, die neu ans Netz
ging. In seinem Bericht 20 % Wind Energy in 2030 ana-
lysierte das Energieministerium (DOE, Department of
Energy) die Potenziale der Windenergie. Demzufolge wür-
de die Windenergie im Jahr 2030 50 % der Stromerzeu-

gung durch Gas und 18 % der Versorgung durch Kohle
ersetzen, wenn im avisierten Maße auf Windenergie zu-
rückgegriffen werden kann.32 Gemessen an der gesam-
ten installierten Kapazität sind die USA mittlerweile welt-
weit führend. Spitzenreiter bei neu installierten Kapazitä-
ten ist Texas, gefolgt von Iowa und Minnesota. Auch der
Photovoltaik-Markt hat sich in den vergangenen Jahren –
trotz Wirtschaftskrise – außerordentlich dynamisch entwi-
ckelt. Im Jahr 2008 ist die Kapazität der ans Netz ange-
schlossenen PV-Anlagen um 58 % gestiegen.33 Wie bei
der Windenergie liegen auch in der Solarenergie große
Wachstumspotenziale. Allerdings ist der Markt nach wie
vor stark fragmentiert.

Neben finanziellen Zuschüssen und nur begrenzt wirksa-
men Steuererleichterungen wird der Ausbau der Strom-
erzeugung auf Basis erneuerbarer Energien vor allem
durch die Implementierung von Renewable Portfolio
Standards (RPS) angestrebt. Gemäß einem solchen Quo-
tensystem, das sich bislang allerdings nur auf der Ebene
der Einzelstaaten findet, sind Stromversorger verpflichtet,
einen staatlich festgelegten Anteil erneuerbarer Energien –
gemessen an ihrer jeweiligen Stromabgabe an Endkun-
den – nachzuweisen. Dies kann entweder durch eigene
Erzeugung oder durch Kauf von Zertifikaten von einem
Anbieter von Strom auf Basis erneuerbarer Energien ge-
schehen. Der Anteil, den erneuerbare Energien künftig
erreichen sollen, wird zurzeit intensiv diskutiert. Als wich-
tige Frage ist in diesem Zusammenhang zu nennen, was
unter den Begriff erneuerbare Energien gefasst wird. Zur
Diskussion stehen unter anderem auch Kohle-Abfälle in
Kombination mit Biomasse und andere Abfallstoffe.

Der Verbrauch von Biomasse könnte laut der EIA bis zum
Jahre 2030 um 4,4 % jährlich steigen.34 Der Markt für
Biokraftstoffe wird von Ethanol dominiert, Biodiesel
macht mit 7 % einen geringeren Anteil der verbrauchten
314,4 Milliarden Barrel 2008 aus.35 Gerade die Biotreib-
stoffproduktion ist aufgrund der Förderpolitik von Bun-
desregierung (insbesondere durch den Energy Indepen-
dence and Security Act von 2007) und Einzelstaaten
(RPS-Programme der Einzelstaaten) in den vergangenen
Jahren explosionsartig angestiegen. Für das Jahr 2030
erwartet man eine Biotreibstoffproduktion (insbesondere
Bioethanol) von 2,3 Millionen Barrel pro Tag im Gegen-
satz zu 0,5 Millionen Barrel täglich im Jahr 2007.36

Der Stromsektor und die Engpässe im Stromnetz

Die USA haben einen täglichen Strombedarf von
10,6 Milliarden Kilowattstunden (2008). Wegen der an-
haltenden Wirtschaftskrise sank 2009 der Verbrauch
leicht.
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Kalifornien produziert mehr Strom regenerativ als jeder
andere Staat. Washington hat die meiste Wasserkraft. Illi-
nois und Pennsylvania bauen bei ihrer Stromversorgung
zu einem großen Maß auf Kernenergie und stehen zu-
sammen für ein Fünftel der US-weiten nuklearen Strom-
erzeugung.

Die 104 Kernkraftwerke37 an 65 Standorten und in
31 Staaten des Landes weisen eine hohe Auslastung aus,
auch weil sie in den letzten Jahren modernisiert worden
sind. Die hohen Investitionen führen dazu, dass man jetzt
von einer Laufzeit der bestehenden Kernkraftwerke von
60 Jahren ausgehen kann. Die Nuclear Regulatory Com-
mission (NRC) hat für die meisten der bestehenden
Kernkraftwerke entweder einer Laufzeitverlängerung um
20 Jahre bereits zugestimmt oder diese ist zu erwarten.
Den Angaben der National Commission on Energy Policy
(NCEP) zufolge liegen zwar 37 Anträge zum Bau neuer
Kernkraftwerke vor – nach dem Unfall von Three Mile Is-
land 1979 (Harrisburg, PA) war der Bau neuer Anlagen
temporär gestoppt worden. Bis 2020 wird allerdings nur
der Bau von vier bis sechs neuen Anlagen an bestehen-
den Standorten erwartet. Die hohe Kapitalintensität der
Anlagen stellt die Elektrizitätsversorger, die den Neubau
von Kernkraftwerken planen, vor große Herausforderun-
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gen. Hinzu kommt, dass die Zahl der Stromerzeuger, die
entsprechende Projekte aus eigener Kraft stemmen kön-
nen, angesichts der Vielzahl relativ kleiner Unternehmen
begrenzt ist. Das Energieministerium flankiert die Finan-
zierung neuer Anlagen mit Hilfe des Federal Clean Ener-
gy Loan Guarantee Program, das auf dem Energy Policy
Act von 2005 basiert. Im Rahmen dieses Gesetzes ste-
hen dem Ministerium 18,5 Mrd. Dollar für Kreditver-
sicherungen bei der Nukleartechnologie zur Verfügung.
Präsident Obama beantragte jüngst in seinem Haushalts-
entwurf 2011 eine Anhebung dieses Volumens auf
54,5 Mrd. Dollar, was laut dem Energieminister Steven
Chu den Bau von sieben bis zehn neuen Kernkraftwer-
ken ermöglichen würde.38 Letztlich wird erwartet, dass
die Kernenergie bis 2035 jährlich nur um 0,4 % steigen39

und damit ihren Anteil an der Stromerzeugung nicht aus-
bauen wird.

Ein gravierendes Problem in vielen Einzelstaaten stellt
trotz zahlreicher Modernisierungsbemühungen der tech-
nische Zustand der Stromnetze dar. Sie sind regional
ausgerichtet und verfügen nur über begrenzte interregio-
nale Übertragungskapazitäten: die Eastern Interconnecti-
on im Osten der USA, die Western Interconnection, die
das westliche Drittel der USA abdeckt, und die Texas In-
terconnection. Texas ist damit fast von den anderen
Stromnetzen abgeschottet.

Diese drei großen Übertragungsnetze verfügen zusam-
men mit der Quebec Interconnection über knapp
340.000 Kilometer Langstreckenübertragungsleitun-
gen. Engpässe treten vor allem in der Region entlang
der Ostküste zwischen New York und dem nördlichen
Virginia und im südlichen Kalifornien auf.40 Außerdem
kommt noch hinzu, dass das Stromnetz deutlich
weniger stabil ist als beispielsweise das deutsche Strom-
netz – großflächige Stromausfälle sind keine Seltenheit
in den USA, wie die Stromausfälle an der Ostküste infol-
ge der Schneestürme Anfang 2010 zeigten. Schätzun-
gen zufolge kosten die Stromausfälle oder Störungen in
der Übertragungsqualität die US-Volkswirtschaft jähr-
lich bis zu 180 Mrd. Dollar.41 Die amerikanische Inge-
nieursgesellschaft (American Society of Civil Engineers)
schätzt den Investitionsbedarf bis 2030 auf 1,5 Billio-
nen Dollar.42

Bislang haben 15 Einzelstaaten ihren Stromsektor
liberalisiert, die meisten davon im Nordosten der USA
(z. B. New York, Massachusetts und Connecticut); acht
Einzelstaaten, zumeist an der Westküste, haben mit der
Liberalisierung begonnen, diese dann aber abgebrochen
(darunter Kalifornien und Oregon). 27 Einzelstaaten zu-
meist im Süden der USA und dem Mittleren Westen ha-
ben ihren Stromsektor nicht liberalisiert (unter anderen
West Virginia, Wisconsin und Minnesota).43 Liberalisie-
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rung heißt, dass der monopolistisch organisierte Strom-
markt aufgebrochen und durch ein wettbewerbliches
System ersetzt wird; die genaue Ausgestaltung fällt von
Einzelstaat zu Einzelstaat sehr unterschiedlich aus.

Energiepolitische Herausforderungen

Der bundesweite Umbau und die Modernisierung des
bestehenden Energiesystems sind große Herausforde-
rungen, vor denen die Obama-Administration steht. Ziel
ist ein System, in dem die Energieversorgung nach dem
Zieldreieck der Energiepolitik verlässlich, erschwinglich
und nachhaltig ist. Zu den klassischen drei Zielen
Energiesicherheit, Wirtschaftlichkeit und Klima-/Um-
weltverträglichkeit kommt aber wie in anderen westli-
chen Industrieländern zunehmend die öffentliche Ak-
zeptanz hinzu, die für Energieprojekte gewonnen wer-
den muss.

Damit lassen sich fünf zentrale Herausforderungen für
die kommenden Jahre definieren:

• Energieversorgungssicherheit mit einem möglichst ho-
hen Anteil an heimischer Produktion von Energieträ-
gern im angestrebten Mix;

• Modernisierung und Ausbau der Strominfrastruktur
(Super-/Smart Grid, Kraftwerke, Ausbau erneuerbarer
Energien, sauberer Technologien);

• Umsetzung einer integrierten Klima- und Energiepoli-
tik mit Emissionsgrenzwerten in den Bereichen Indus-
trie und Transport;

• Konvergenz von bundesstaatlicher und einzelstaatli-
cher Politik und Regelsetzung;

• Akzeptanz der Bevölkerung mit Blick auf Projektver-
wirklichung und steigende Kosten.

Traditionell hohe politische Bedeutung kommt dem Ziel
der Energiesicherheit und damit der Minimierung der Im-
portabhängigkeit und der Diversifizierung zu. Die US-
amerikanische Volkswirtschaft – allen voran der Trans-
portsektor (2008 entfielen 70 % des Ölkonsums auf den
Transportsektor44) – ist stark von Rohölimporten abhän-
gig, was sie anfällig macht gegenüber Preisschwankun-
gen und politischen Entwicklungen im Ausland. Dabei
liegt das Hauptproblem nicht in der wachsenden Menge
der Ölimporte, sondern in der Konzentration der verblei-
benden Ölreserven auf wenige instabile Regionen. Ca.
70 % der weltweit bestätigten Erdölreserven befinden
sich im Nahen Osten. Da viele Ölfelder in der Nordsee
oder auch in Mexiko den Höhepunkt ihrer Produktion be-
reits überschritten haben, wird die strategische Ellipse,
die sich vom Persischen Golf bis zum Kaspischen Meer
und Zentralasien erstreckt, noch an Bedeutung gewin-
nen.

Die Zukunft der amerikanischen Öl- und Gasproduktion
ist und bleibt ein Streitthema, das wenig an Intensität ein-
gebüßt hat. Hier stehen grundlegende Entscheidungen
aus, denn die Zielkonflikte mit dem Umwelt- und Klima-
schutz sind evident. Laut verschiedener Gutachten der
Universität von Texas werden Offshore-Bohrungen,
Schiefergas, Schweröl und Teersande für die zukünftige
Energiesicherheit unverzichtbar sein. Gerade Offshore-
Öl- und Gasförderung in geschützten Gebieten sind je-
doch stark umstritten. Besonders hart umkämpft sind
Bohrungen in einem Naturschutzgebiet in Alaska, einem
Teilstück des Arctic National Wildlife Refuge. Seit den
1970er Jahren wird über Erdölförderung in diesem Ge-
biet debattiert. Experten des US Minerals Management
Service (MMS) des Innenministeriums rechnen im
„Survey of Available Data on OCS Resources and Identifi-
cation of Data Gaps“ von 2009 mit insgesamt 66,6 bis
115,1 Milliarden Barrel unentdecktem, technisch abbau-
barem Öl in den Küstengebieten, der Median der ver-
schiedenen Schätzwerte liegt bei rund 86 Milliarden Bar-
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rel. Davon entfallen 52 % auf den Golf von Mexiko, 12 %
auf das OCS (Outer Continental Shelf (Kontinentalschelf,
OCS) des Pazifiks, 4 % auf das OCS des Atlantiks und
rund 31 % auf das OCS Alaskas. Kritiker warnen hinge-
gen vor den immensen Umweltschäden. Seit dem Unter-
gang der Explorationsplattform „Deepwater Horizon“ im
Golf von Mexiko Ende April 2010, hat diese Kritik an
Schärfe gewonnen. Einer Umfrage von CBS News zufolge
befürworten mittlerweile nur noch 40 % der befragten
US-Amerikaner die Offshore-Ölförderung; im August
2008 lag dieser Anteil noch bei 62 %. 51 % sind heute
der Meinung, dass die Risiken zu hoch seien.45 In Zu-
kunft werden sich aber auch Fragen in Bezug auf die flä-
chen- und wasserintensive Ausbeutung der unkonventio-
nellen Gasreserven stellen.

Entsprechend fällt der Steigerung der Effizienz im Trans-
portsektor sowie der Entwicklung alternativer Kraftstoffe
(insbesondere Biokraftstoffe) und Antriebsarten (Elektro-
mobilität) eine wichtige Rolle zu. Die Biokraftstoffproduk-
tion und -förderung ist allerdings zunehmend ins Kreuz-
feuer der Kritik geraten (die Umweltbehörde der USA,
Environmental Protection Agency, EPA, untersucht zur-
zeit die Umweltauswirkungen von Biokraftstoffen). Die
Agrarsubventionen sind teuer, und die Bioethanolpro-

duktion unterliegt starken Preisschwankungen. Zumin-
dest Bioethanol aus Mais trägt überdies keineswegs zu
einer Reduktion von Treibhausgasen bei, wenn der Le-
benszyklus des Kraftstoffs (von der Saat bis zum Tank)
berücksichtigt wird. Kritisiert wird außerdem, dass die
Bioethanolproduktion aus Mais maßgeblich zu den stei-
genden Agrarpreisen und der Nahrungsmittelkrise in vie-
len Ländern 2007/2008 beigetragen hat.

Auch bei der Kohle sind die Zielkonflikte im Hinblick auf
Versorgungssicherheit und den Klima- und Umwelt-
schutz evident. Nicht nur ist Kohle aufgrund der reichen
heimischen Lagerstätten für die USA ein attraktiver Ener-
gieträger. Für viele Einzelstaaten ist Kohle zudem ein zen-
traler Wirtschaftsfaktor. Dies gilt beispielsweise für West
Virginia. Auf den allgemein alsMountain State bekannten
Staat in der Region der Appalachen entfallen rund
10,7 % der US-Kohleförderung. Etwa 93 % seiner Elek-
trizitätsgewinnung basiert laut Angaben der EIA auf Koh-
le. West Virginia ist einer der ärmsten Einzelstaaten der
USA; 2009 lag der Staat beim Pro-Kopf-Einkommen auf
Platz 44 aller Einzelstaaten. Die Kohleindustrie trägt rund
60 % des gewerblichen Steueraufkommens. Mit rund
30.000 Arbeitsplätzen ist die Kohleindustrie einer der
größten Arbeitgeber. Die Kohleindustrie steuert rund
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3,5 Mrd. Dollar zum BIP West Virginias (2008: 57 Mrd.
Dollar) bei. Die drei Abgeordneten West Virginias im
Repräsentantenhaus stimmten daher auch gegen den
American Clean Energy and Security Act of 2009. Zu-
sammen mit anderen Kohlestaaten stemmt sich der Ein-
zelstaat gegen die neue Klima- und Energiepolitik der
Obama-Administration.

Da Kohle auch in Zukunft ein wichtiger Energieträger für
die USA bleiben wird, gleichwohl zu hohen Treibhaus-
gasemissionen führt, ist für die Bundesregierung For-
schung in den Bereichen Carbon Capture and Storage
(CCS) und Clean Coal vordringlich. Bislang gleichen die
Gesetze zu CO2-Lagerung und -Transport auf einzelstaat-
licher Ebene jedoch einem Flickenteppich. Die EPA (En-
vironmental Protection Administration) hat nur einge-
schränkte Befugnisse. Die regulativen Unsicherheiten im
Bezug auf Transport, Lagerung und Haftung bei Umwelt-
schäden und Gesundheitsgefährdung sind groß. Ein
wichtiger Punkt ist die Risikoverteilung von CCS.

Mittelfristig verspricht der Ausbau der erneuerbaren
Energien die deutlichsten Pay-offs für alle drei Ziele des
energiepolitischen Dreiecks: Der Beitrag zur Energiesi-
cherheit liegt mit der heimischen Erzeugung auf der
Hand. Die Klimabilanz der erneuerbaren Energien ist
weitaus günstiger, und auch zur Einhegung von Preisvo-
latilitäten können erneuerbare Energien, wie vor allem die
Solarkraft, einen Beitrag leisten, da die Brennstoffkosten
niedrig und kalkulierbar sind. Hinzu kommt der hohe
Grad an Akzeptanz in der Bevölkerung. Der Anteil der er-
neuerbaren Energien am Energie- und vor allem am
Strommix ist bislang vergleichsweise gering. Somit stellt
sich auch in den USA das Problem der Übertragungslei-
tungen, denn die erneuerbaren Energien sind regional
unterschiedlich verteilt und liegen häufig in weiter Dis-
tanz von den eigentlichen Verbrauchszentren. Um die
ländlichen Gegenden wie den Südwesten für Solarener-
gie und den Mittleren Westen für Windkraft mit den dich-
ter besiedelten Regionen zu verbinden, muss das Strom-
netz in den USA ausgebaut und verbessert werden. Je
stärker fluktuierende erneuerbare Energien eingespeist
werden, Strom über weite Distanzen und Ländergrenzen
hin gehandelt wird, desto bedeutender wird zudem die
technische und „intelligente“ Seite der Stromnetze
(Smart Grid), bei der Angebot und Nachfrage aufeinan-
der abgestimmt werden. Mehr noch: Die Erzeugung wird
künftig nicht mehr dem Verbrauch angepasst, sondern
die Stromabnahme richtet sich nach dem Angebot.

Die Hürden sind dabei nicht nur technischer Natur; Op-
position formiert sich auch auf lokaler Ebene gegen den
Neubau von Übertragungsleitungen und gegen die ho-

hen Investitionskosten. In vielen Einzelstaaten werden in
wachsender Zahl Stimmen gegen Baumaßnahmen unter
dem Tenor not in my backyard laut, der sich mittlerweile
zu not under my backyard and not over my backyard ge-
wandelt hat. Erschwert wird die Schaffung eines US-wei-
ten Super (Smart) Grids zudem durch Zuständigkeitspro-
bleme für die Stromsektorregulierung zwischen Bundes-
regierung und Einzelstaaten sowie unterschiedliche Ge-
setze, technische Standardisierung und Regeldetails auf
lokaler Ebene. Es ist daher mit gravierenden Verzögerun-
gen zu rechnen.

Die beschriebenen Zielkonflikte stellen auch erhebliche
Herausforderungen für eine integrierte Klima- und Ener-
giepolitik dar. Auf die USA entfallen mehr als 20 % der
globalen Treibhausgasemissionen. Sie sind damit der
zweitgrößte CO2-Emittent (überholt wurden sie 2007
durch China); bei den CO2-Emissionen pro Kopf lagen die
Vereinigten Staaten 2007 mit rund 19 Tonnen auf dem
siebten Platz. Die Vereinigten Staaten weisen im Ver-
gleich zur Mehrzahl der europäischen Länder knapp
doppelt so hohe Pro-Kopf-Emissionen auf. Energiepolitik
muss daher immer auch als Klimapolitik gedacht werden.
Wie schwierig dies jedoch ist, zeigt sich an der Festle-
gung strenger Emissionsgrenzwerte in den Bereichen In-
dustrie und Transport. Die Befürchtung vieler Industrie-
zweige, dass strenge Klimaschutzziele einen Verlust an
internationaler Wettbewerbsfähigkeit vis-à-vis den Anbie-
tern aus Ländern mit niedrigeren Klimaschutzzielen nach
sich ziehen könnten, ist nach wie vor ungebrochen.

Schließlich sind Energiepreise ein wichtiges Thema für
die amerikanische Bevölkerung, dies zeigt eine Vielzahl
an Umfragen, die 2008 während des Präsidentschafts-
wahlkampfs durchgeführt wurden. Für den Großteil der
Befragten hatte das Thema Energie und Benzinpreis
höchste Priorität – noch vor der Sorge um die Lage im
Irak und in Afghanistan. Mobilität spielt in den USA eine
zentrale Rolle; aufgrund des dürftigen öffentlichen Trans-
portsystems gerade in ländlichen Regionen und der nied-
rigen städtischen Dichte in den USA im Vergleich zu an-
deren Ländern ist der Großteil der Amerikaner auf ein ei-
genes Auto angewiesen. Hohe Benzinpreise wirken sich
sofort auf die Haushaltskassen der Bevölkerung aus.
Deswegen ist es politisch außerordentlich heikel und
schwierig, energiepolitische Maßnahmen zu ergreifen,
die bemerkbare Preissteigerungen zur Folge haben.
Technologische Neuerungen, Elektromobilität, aber auch
der Ausbau des öffentlichen Verkehrsnetzes etc., um den
Schadstoffausstoß im Verkehrssektor zu reduzieren, blei-
ben die große Herausforderung, für die auch politisch die
Weichen gestellt werden müssen.
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Die Energiepolitik der USA
Grundsätzlich bewegt sich die Energiepolitik der USA im
Spannungsfeld des genannten Zieldreiecks. Obschon
auch für Präsident Barack Obama Versorgungssicherheit
und Wirtschaftlichkeit, gerade angesichts der Wirtschafts-
und Finanzkrise, nichts an Bedeutung verloren haben,
zeichnet sich doch eine neue Gewichtung ab: Obama will
den Klimaschutz deutlich aufwerten und die Wirtschaft
umstrukturieren (Stichwort: Greening the Economy). Al-
lein erreichen kann er dies allerdings nicht. Denn die US-
amerikanische Energiepolitik ist das Ergebnis eines kom-
plexen Zusammenspiels der Bundesregierung und der
Einzelstaaten. Die Entscheidungsprozesse sind stark frag-
mentiert, die involvierten Akteure zahlreich.46

Energiepolitische Akteure auf Ebene der
Bundesregierung und der Einzelstaaten

Im Unterschied zum deutschen Föderalismus gibt es
zwar keine Repräsentation der einzelstaatlichen Exekuti-
ven und Mitwirkung dieser an der bundesstaatlichen Ge-
setzgebung. Dies bedeutet jedoch nicht, dass die Einzel-
staaten nicht maßgeblich die Energiepolitik mitbestim-
men. Ganz im Gegenteil unterliegen zahlreiche energie-
politische Bereiche einzelstaatlichen oder auch gemisch-
ten Kompetenzen. Das Zusammenwirken der Bundesre-
gierung und der einzelstaatlichen Regierungen wird
durch die Commerce Clause der US-amerikanischen
Verfassung geregelt. Zuständigkeiten, die nicht direkt der
Bundesregierung zugewiesen werden, fallen den Einzel-
staaten zu – hierzu gehört auch die Regulierungshoheit
über den Energiesektor. Zwar genießt laut der Suprema-
cy Clause Bundesrecht Vorrang gegenüber dem Recht
der Einzelstaaten. Mit dem Bundesrecht unvereinbares
Recht der Einzelstaaten ist demnach unwirksam. Da die
Verfassung allerdings keine ausdrückliche Kompetenz-
verteilung bezüglich der Energiepolitik vornimmt (Glei-
ches gilt für die Klimapolitik), entscheidet im Zweifelsfall
der Oberste Gerichtshof.47

Während der Bundesregierung die Formulierung von Leit-
linien und die Schaffung verbindlicher energiepolitischer
Rahmenbedingungen obliegt, legen die Einzelstaaten die
genauen Standards und Regulierungen fest, so beispiels-
weise für den Anteil erneuerbarer Energien am Strommix
oder auch die Standards für Energieeffizienz. Die Bun-
desregierung kann die Energiepolitik der Einzelstaaten
zudem durch ihre jährlichen finanziellen Zuwendungen
beeinflussen. Die Umsetzung der jeweiligen Programme
liegt allerdings in der Hand der einzelstaatlichen Energie-
behörden. Über das State Energy Program des Energie-
ministeriums erhalten die Einzelstaaten beispielsweise
jährliche finanzielle Zuwendungen, um Projekte zur För-

derung der Energieeffizienz und von erneuerbaren Ener-
gien zu unterstützen. Diese Zuwendungen werden einer-
seits durch eine vom Kongress festgelegte Formel be-
stimmt: Ein Drittel der Gelder wird gleichmäßig unter den
Einzelstaaten und Territorien der USA verteilt, ein Drittel
richtet sich nach der Bevölkerungszahl und ein Drittel
nach dem Energieverbrauch. Die Einzelstaaten müssen
die bundesstaatliche Zuwendung mit einem eigenen fi-
nanziellen Beitrag in der Höhe von 20 % ergänzen. Ande-
rerseits können sich die Einzelstaaten um Gelder der
Technologieprogramme des Office of Energy Efficiency
and Renewable Energy (EERE) des Energieministeriums
bewerben; der Prozess ist kompetitiv (SEP Special Pro-
jects).48 Gleiches gilt für Gelder unter dem Renewable
Energy Production Incentive Program (REPI) und dem
Energy Efficiency and Conservative Block Grant Program
(EECBG); auch diese Programme sind kompetitiv.49

Einer der Schwerpunkte des Energieministeriums liegt
auf der Förderung von Forschung und Entwicklung sau-
berer Energien. Die Bandbreite der geförderten Techno-
logien reicht von Biokraftstoffen und Hybridfahrzeugen
bis zu Kernkraftwerken sowie der Rückhaltung und Spei-
cherung von CO2 (CCS).50 Schon heute bestehen zahlrei-
che Forschungskooperationen zwischen dem DOE und
regionalen Initiativen wie beispielsweise die Carbon Se-
questration Regional Partnerships.51 Der neue Energie-
minister Steven Chu hat sich vorgenommen, die For-
schungstätigkeit des DOE weiter auszubauen. Eines sei-
ner Konzepte sind sogenannte Energy Hubs, grundfinan-
zierte Forschungszentren in den Einzelstaaten, die sich
unter anderem mit solarer Stromerzeugung, Energiespei-
chern, CCS, Stromnetzen und energieeffizienten Gebäu-
den befassen sollen. Ein weiteres wichtiges Thema für
Steven Chu ist Forschung im Bereich der Kernkraft. Auch
hierzu soll es einen Energie Hub geben. Anfang März
2010 kündigte das Energieministerium eine Förderung
von innovativen Energieforschungsprojekten unter der
Advanced Research Projects Agency-Energy (ARPA-E)
in der Höhe von 100 Mio. Dollar an. Die Schwerpunkte
sollen auf energieeffizienten Grid-Speicherlösungen,
Technologien für elektrische Energieversorgung und Ge-
bäudeenergieeffizienz liegen.52

Da energiepolitisch relevante Maßnahmen also sowohl
zentral von der Bundesregierung als auch dezentral von
den Einzelstaaten verabschiedet und durchgesetzt wer-
den, sind zahlreiche Akteure in die Formulierung der
Energiepolitik involviert. Innerhalb der Administration hat
das Energieministerium (Department of Energy/DOE) die
Federführung über Energiefragen. Das DOE ist zuständig
für die Weiterentwicklung der Energieinfrastruktur, da-
runter die Aufsicht und Forschung in den Bereichen fos-
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sile Brennstoffe und nukleare und erneuerbare Energie-
träger, Energieeffizienz, Energielieferungen und Abfall-
wirtschaft. Das Außenministerium übernimmt die Füh-
rung, wenn es um die außenpolitische Dimension der
Energiepolitik und um internationale Verhandlungen
geht. Ein Umweltministerium besitzen die USA nicht; die
Umweltbehörde EPA (Environmental Protection Agency)
hat als nationale Behörde den Auftrag, den Schutz der
menschlichen Gesundheit und der Umwelt (Wasser,
Land, Luft) sicherzustellen. Die Federal Energy Regulato-
ry Commission (FERC), die für den Energiesektor wich-
tigste bundesstaatliche Regulierungsbehörde, ist für die
Überwachung und Regulierung der Netzwerkbetreiber-
branchen und die Wahrung des freien Wettbewerbs zu-
ständig. Die Nuclear Regulatory Commission beaufsich-
tigt die Kernkraftwerksbetreiber und erteilt Lizenzen für
neue Anlagen.

Im Repräsentantenhaus des Kongresses obliegen Ener-
giefragen dem Ausschuss für Energie und Handel sowie
dem Ausschuss für natürliche Ressourcen. Im Senat sind
der Ausschuss für Energie und natürliche Ressourcen
sowie der Ausschuss für Umwelt für die Energiepolitik zu-
ständig. Daneben ist eine Vielzahl von Ausschüssen an
der Formulierung der Energiepolitik beteiligt, darunter die
Ausschüsse für Finanzen, Agrarwirtschaft und Wirt-
schaft. Ein Sonderausschuss für Energiesicherheit und
Erderwärmung (Select Committee on Energy Indepen-
dence and Global Warming) wurde 2007 durch Nancy
Pelosi, Sprecherin des Repräsentantenhauses, geschaf-
fen, um der Klimapolitik im Kongress größeres Gewicht
zu verleihen. Der Ausschuss verfügt zwar über keine ge-
setzgebende Kompetenz, bestimmt jedoch die klimapoli-
tische Debatte im Kongress entscheidend mit.

Auch wenn die Institutionengefüge der Einzelstaaten gro-
ße Unterschiede untereinander aufweisen, spiegeln sie
doch weitestgehend das Regierungssystem in Washing-
ton wider. Dem Prinzip der Checks and Balances folgend
liegt die gesetzgeberische Kompetenz bei der Legislature
(in einigen Einzelstaaten auch General Assembly oder
Legislative Assembly genannt). Der Exekutiven steht als
Regierungschef der Gouverneur vor. Anders als auf bun-
desstaatlicher Ebene hat er allerdings häufig keine Er-
nennungshoheit über die wichtigen Exekutivämter in den
Exekutivbehörden. Zahlreiche dieser Behörden sind in
die Formulierung und Umsetzung der Energiepolitik in-
volviert, darunter die Umweltbehörden, die teilweise au-
torisiert sind, regulierend einzugreifen, teilweise aber
auch nur mit der Messung und Evaluierung zur Einschät-
zung von Umweltgefahren betraut sind. Behörden für na-
türliche Ressourcen (Natural Resource Agencies) und
Energiebehörden kümmern sich um den Schutz, die Er-

schließung und die Verwaltung aller natürlichen Ressour-
cen. Die State Energy Offices sind für die Energieplanung
zuständig; sie evaluieren den künftigen Energiebedarf
und legen die Energieeffizienzstandards für Gebäude
und Geräte fest. Zudem entscheiden sie über die Verga-
be von Fördermitteln. Den Public Utility Commissions ob-
liegen unter anderem die Beaufsichtigung der privaten
Energieversorgungsunternehmen und die Implementie-
rung von Regulierungsinstrumenten. Ob die Behörden
Regelsetzungskompetenz haben, ist von Einzelstaat zu
Einzelstaat verschieden. Wie stark sie in die Energie-
märkte eingreifen können, hängt zudem vom jeweiligen
Liberalisierungsgrad im entsprechenden Einzelstaat ab.

Neue Schwerpunkte der Energiepolitik:
Energiepolitik unter Barack Obama

Keine Angst vor Ordnungspolitik: Initiativen der
Obama-Administration

Obama hat dem Energiesicherheitsdiskurs eine neue
Richtung gegeben und die Klimapolitik deutlich aufgewer-
tet. Zwar verweist auch er wie sein Vorgänger George W.
Bush angesichts der politischen Instabilitäten in den
Hauptförderländern auf die Risiken der Importabhängig-
keit. Gleichwohl unterstreicht er die Chancen einer Um-
strukturierung der amerikanischen Wirtschaft: Eine „grü-
ne Wende“ (New Green Deal) soll nicht allein den Klima-
wandel eindämmen. Sie soll ebenso eine Neustrukturie-
rung der amerikanischen Wirtschaft einleiten, neue Ar-
beitsplätze schaffen und die US-Wirtschaft wettbewerbs-
fähiger machen. So betonte Obama: „Es gibt kein Dissens
darüber, ob unsere Abhängigkeit von ausländischem Öl
unsere Sicherheit gefährdet; wir wissen es. Es gibt keine
Debatte mehr darüber, ob Treibhausgasemissionen unse-
ren Planeten gefährden; es passiert bereits. Und es ist
keine Frage mehr, dass die Arbeitplätze und Industrien
des 21. Jahrhunderts um saubere, erneuerbare Energien
herum entstehen werden.“ Klima- und Energiepolitik ist
zudem ein wichtiges außenpolitisches Thema für Obama:
Er bewertet sie als einen zentralen Baustein für die Wie-
derherstellung der amerikanischen Führungsrolle.

Damit unterscheidet sich Obama deutlich von seinem Vor-
gänger Bush, der wie kein Präsident vor ihm vor den Risi-
ken für die Energieversorgung warnte. In seiner Ansprache
zur Lage der Nation im Januar 2006 kritisierte er: „Ameri-
ka ist süchtig nach Öl, das größtenteils aus instabilen
Regionen der Welt importiert wird.“53 Die Energiedebatte
konzentrierte sich auf zwei Aspekte: erstens den wachsen-
den Energieverbrauch (in den USA und international) so-
wie die hohen Energiepreise und zweitens die zunehmen-
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de Importabhängigkeit und Konzentration der verbleiben-
den Ölreserven auf wenige und politisch instabile Regio-
nen. Seit den Terroranschlägen des 11. Septembers 2001
wurde Energiepolitik vor allem als Sicherheitspolitik konzi-
piert; Klimapolitik war ein Teil der Energiepolitik, hatte aber
unter der Bush-Administration keinerlei Priorität.

Seit dem Amtswechsel ist die Energiepolitik hingegen eng
mit der Klimapolitik verknüpft.54 Dies zeigte sich nicht nur
in Obamas Budgetvorschlag für die EPA, der eine Aufsto-
ckung von 7,6 Mrd. Dollar für 2008 auf 10,5 Mrd. Dollar
für 200955 vorsah, sondern auch in der Besetzung wich-
tiger Posten: Im Weißen Haus wurde eine neue Koordina-
torenstelle für Klimaschutz und Energie geschaffen, die
Carol Browner, EPA-Chefin unter Präsident Clinton, über-
nahm. EPA-Chefin wurde Lisa Jackson. Diese Personen
können auf langjährige Erfahrungen im Bereich Klima-
schutz und/oder erneuerbare Energien zurückblicken.
Gleiches gilt auch für den neuen Energieminister, den
Nobelpreisträger Steven Chu.

Präsident Obamas Ziele sind – zumindest aus amerikani-
scher Sicht – ambitioniert. Bereits im Wahlkampf 2008
hatte er angekündigt, die US-amerikanischen Treibhaus-
gasemissionen bis 2050 um 80 % gegenüber 2005 zu re-
duzieren, den Anteil erneuerbarer Energiequellen an der
Stromerzeugung bis 2025 auf 25 % zu erhöhen und in
den nächsten zehn Jahren 150 Milliarden Dollar in sau-
bere Energietechnologien zu investieren. Geplant sind
zudem gesetzliche Standards und finanzielle Förderung
von Energieeffizienz und CCS. Während Bushs Energie-
politik an der Angebotsseite ansetzte – durch Förderung
der Stromerzeugung aus fossilen Energieträgern und
Kernenergie sowie durch Produktionsausweitung mittels
Subventionen und Steuergutschriften –, will Obama stär-

ker Anreize auf der Nachfrageseite für Energiesparen
und Energieeffizienzsteigerungen setzen.

Zudem lässt Obama eine größere Bereitschaft für ord-
nungspolitische Maßnahmen erkennen als sein Vorgän-
ger. Traditionell verfolgen die USA eine Strategie des „An-
schubs durch Technologien“ (Technology Push). Staat-
lich verpflichtende Maßnahmen wie Mindestanteile an er-
neuerbaren Energien oder auch Emissionsdeckelungen
sollen erst dann festgeschrieben werden, wenn dies
durch Innovationen möglich und kostengünstig zu erzie-
len ist. Der Staat soll daher eher technologische Entwick-
lungen fördern als durch verpflichtende Maßnahmen
technologischen Wandel initiieren. Obama schreckt hin-
gegen nicht vor Instrumenten der „Market Pull“-Strategie
zurück, die stärker auf ein Zusammenwirken von ord-
nungspolitischen Vorgaben und Marktkräften setzt, um
energiepolitische Ziele zu realisieren.

Eine wichtige Voraussetzung für die stärkere Regulie-
rungstätigkeit der Administration war, dass die EPA Treib-
hausgase als gefährlich für die Gesundheit und das
Wohlergehen der Bevölkerung einstufte. Im April 2009
legte die EPA ein Endangerment Finding (Gefährdungs-
befund) vor. Im Dezember 2009 bestätigte sie dann offi-
ziell, dass die atmosphärische Konzentration an CO2 und
fünf weiteren Treibhausgasen gesundheitsschädigend
sei. Zudem erklärte sie, dass Treibhausgase aus Kfz-Mo-
toren Mitverursacher von Luftverschmutzung sind und
somit ein Gesundheitsrisiko darstellen. Diese Beschlüsse
erlauben der Administration unter dem Clean Air Act stär-
ker regulierend tätig zu werden.56

Zu den Regulierungen, die die Obama-Administration im
vergangenen Jahr vornahm, gehört die Verschärfung der
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Energieprioritäten der Administration

Am 27. Januar 2010 betonte Präsident Obama in seiner
State of the Union (Bericht zur Lage der Nation) vor dem
Kongress einmal mehr die Bedeutung von erneuerbaren
Energien, sauberer Kohleverstromung und Nuklearener-
gie sowohl für die Reduktion von Treibhausgasen als
auch für die Schaffung neuer Arbeitsplätze: „Und das
bedeutet, eine neue Generation sicherer, sauberer
Atomkraftwerke in diesem Land zu bauen. Es bedeutet,
schwierige Entscheidungen darüber zu treffen, ob Off-
shore-Gebiete für die Förderung von Öl und Erdgas er-
schlossen werden sollen. Es bedeutet, fortgesetzte In-
vestitionen in moderne Biokraftstoffe und saubere Kohle-
technologien zu tätigen. Und ja, es bedeutet auch, ein
umfassendes Energie- und Klimagesetz mit Anreizen zu

verabschieden, die saubere Energie in den Vereinigten
Staaten endlich zur rentablen Energieform machen.“

In seiner ersten Oval Office-Rede an die Nation am
15. Juni 2010 warb Obama als Reaktion auf die Ölkata-
strophe im Golf von Mexiko mit größter Dringlichkeit für
eine energiepolitische Wende in den USA. Die Ölpest
habe gezeigt, so Obama, „dass die Zeit, eine saubere
Energiezukunft anzugehen, jetzt ist“. Obama bezeich-
nete die grüne Wende als eine „nationale Mission“, ver-
gleichbar dem Mondprogramm. Die langfristigen Kosten
fossiler Brennstoffe für die Volkswirtschaft, die nationale
Sicherheit und die Umwelt seien zu hoch. Die USA
müssten „die Kontrolle über unsere Zukunft wiederer-
langen“.



Kraftstoffverbrauchsnormen für neue PKW und kleine
LKW (Corporate Average Fuel Economy, CAFE): Bis 2016
soll die Effizienz auf 35,5 Meilen pro Gallone (6,6 Liter
pro 100 km) Treibstoff steigen (39 Meilen pro Gallone für
PKW und 30 Meilen pro Gallone für kleine LKW). Damit
wurde der ursprünglich für 2020 festgelegte Grenzwert
um vier Jahre vorgezogen. Der durchschnittliche Benzin-
verbrauch pro 100 Kilometer wird damit von derzeit
9,2 Liter um knapp 30 % auf rund 6,6 Liter sinken. Auch
für die Jahre 2017 bis 2020 werden weitere Verschärfun-
gen der Standards erwogen.

In enger Zusammenarbeit mit dem Transportministerium
ergänzte die EPA die neuen CAFE-Standards: Sie schlug
erstmals Emissionsstandards für den Transportsektor vor.
Bis 2016 solle eine Emissionsgrenze von 250 Gramm
CO2 pro Meile erreicht werden (ca. 155 g/km)57, um die
Emissionen im Transportsektor bis zum Jahr 2030 im
Vergleich zu einem Business-as-usual-Szenario um 21 %
zu senken. Zum Vergleich: In der EU müssen Automobil-
hersteller die Emissionen bis 2015 von derzeit knapp 160
Gramm im Flottendurchschnitt auf 120 Gramm und bis
2020 auf 95 Gramm senken. Auch wenn die US-Vorga-
ben hinter den strengen CO2-Grenzwerten in der EU zu-
rückbleiben, sind sie doch ein wichtiger Schritt in Rich-
tung einer effektiveren Klimapolitik, da der Transportsek-
tor für rund 28 % der gesamten Treibhausgasemissionen
in den USA verantwortlich ist.58

Neben dem Transportsektor befasst sich die EPA auch
mit anderen Emissionsquellen: Ab 2010 wird es eine flä-
chendeckende Messung und Regulierung von Treibhaus-
gasen geben – ein wichtiger erster Schritt, um dann im
nächsten Schritt die Emissionen zu reduzieren. Ab dem
1. Januar 2010 müssen große Emittenten von Treibhaus-
gasen mit einem jährlichen Ausstoß von mehr als 25.000
Tonnen CO2-Äquivalent sowie Anbieter von fossilen
Brennstoffen, Produzenten von Fahrzeugen und Maschi-
nen sowie Anbieter industrieller Treibhausgase der EPA
regelmäßig Bericht erstatten. Diese Regelung deckt rund
85 % der Treibhausgasemissionen ab. Am 30. September
2009 schlug die EPA zudem weitere Regulierungen für
stationäre Emittenten vor: Erstens sollen stationäre Anla-
gen, die mehr als 25.000 Tonnen CO2-Äquivalent pro
Jahr ausstoßen und bereits von der EPA ausgestellte Be-
triebsgenehmigungen (für andere Schadstoffe) besitzen,
bei der Verlängerung dieser Genehmigungen (alle fünf
Jahre) Schätzungen der jeweiligen Treibhausgasemissio-
nen angeben. Zweitens müssen neue Anlagen und sol-
che, die wesentliche Modifizierungen erfahren, zukünftig
die modernsten Verfahren und Technologien zur Minimie-
rung von Treibhausgasen einsetzen, um eine Betriebsge-
nehmigung zu erlangen. Zudem wies Obama das Ener-
gieministerium an, strengere Effizienzkriterien für Haus-
halts- und Gewerbegeräte einzuführen.

Obama versucht also, einen einheitlichen nationalen
Rahmen für die Energie- und Klimapolitik zu setzen. Da-
mit reagiert er auch auf die Forderungen der Unterneh-
men, die landesweite Regeln und Gesetze einzelstaatli-
chen vorziehen, um die Einheitlichkeit des inländischen
Markts sicherzustellen und Kosten zu senken. Gleich-
wohl sollen die nationalen Standards den Einzelstaaten
genug Freiraum für eine innovative Energie- und Klima-
politik lassen. Die USA blicken auf eine lange Tradition
des kompetitiven Föderalismus; die Einzelstaaten sind
oftmals Labore für innovative Politiken. Gerade während
der vergangenen acht Jahre erwiesen sie sich als dyna-
mische und wichtige Akteure im Klimaschutz, auch wenn
die Bush-Administration versuchte, dies zu blockieren:
2007 untersagte die EPA Kalifornien, die Treibhausgas-
emissionen für Autos zu begrenzen. Die EPA muss (im
Sinne des Clean Air Act) den Einzelstaaten für Schad-
stoffregulierungen eine Erlaubnis erteilen, wenn diese
über die national geltenden Regeln hinausgehen. Im Fal-
le Kaliforniens verweigerte sie diese Erlaubnis. Die EPA
argumentierte, dass Treibhausgase keine Luftschadstoffe
seien und damit nicht unter die Bestimmungen des
Clean Air Act fielen. In einer Reihe von Urteilen stellte der
Oberste Gerichtshof 2007 jedoch fest, dass Treibhausga-
se sehr wohl in den Bereich des Clean Air Act fallen (Fall
Massachusetts versus EPA). Im Juni 2009 gestattete die
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EPA Kalifornien schließlich, eigene und strengere Abgas-
begrenzungen für Fahrzeuge als die bisher bundesweit
geltenden festzulegen.

Obama engagiert sich aber nicht nur national, sondern
auch international für eine neue Energie- und Klimapoli-
tik. Im März 2009 revitalisierte er beispielsweise das Ma-
jor Economies Forum on Energy and Climate, in dem sich
17 der größten Industrie- und Schwellenländer mit dem
Klimawandel und der Förderung erneuerbarer Technolo-
gien befassen. Beim G20-Gipfel in Pittsburgh im Septem-
ber 2009 setzte sich Obama für eine Vereinbarung ein,
die zum Ziel hat, mittelfristig Subventionen für fossile
Energieträger in den Mitgliedsländern auslaufen zu las-
sen. Vor allem aber kehrten die USA unter Obama zum
Verhandlungstisch der Vereinten Nationen zurück, nach-
dem Präsident George W. Bush 2001 dem Kyoto-Proto-
koll eine endgültige Absage erteilt hatte.

Freilich sind die Erfolge der multilateralen und bilateralen
Initiativen bislang überschaubar, ist Obama doch in sei-
nem Handlungsspielraum durch den Kongress stark ein-
geschränkt. Ein internationales Abkommen muss vom
Senat mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit ratifiziert werden –
ein zumindest zum jetzigen Zeitpunkt schier unmögliches
Unterfangen. Wie eng die Handlungsfreiheit der Obama-
Administration international ist, zeigte sich beim Klima-
gipfel in Kopenhagen Anfang Dezember 2009, als die
USA ihre Reduktionsziele nicht verbesserten: Bis 2020
sollten die Treibhausgasemissionen um etwa 17 % ge-
genüber 2005 gesenkt werden – „[…] in Übereinstim-
mung mit der endgültigen US-Energie- und Klimagesetz-
gebung“. Dieser Beitrag sollte bis 2025 auf 30 %, bis
2030 auf 42 % und schließlich bis 2050 auf 83 % stei-
gen59 – ein aus Sicht der EU enttäuschendes Angebot.
Denn die Emissionsreduktion würde bis 2020 nicht ein-
mal 4 % betragen, wenn das Basisjahr 1990 als Grundla-
ge genommen wird. Neben der Höhe konkreter CO2-Re-
duktionsziele gibt es Unstimmigkeit über die grundsätzli-
che Form des Abkommens. Die Europäer und Entwick-
lungsländer halten an einem international verbindlichen
Vertrag fest. Die USA ziehen hingegen Klimaziele in Über-
einstimmung mit nationalem Recht vor.

Rege Tätigkeit des Kongresses: Auf dem Weg zu
einer neuen Energie- und Klimapolitik

Wenig von der ausländischen Öffentlichkeit beachtet, hat
der Kongress eines der größten Energiefördergesetze in
der Geschichte der USA bereits verabschiedet. Nur weni-
ge Tage nach Obamas Amtsantritt gab der Kongress grü-
nes Licht für das rund 789 Milliarden Dollar schwere
Konjunkturpaket. Im American Recovery and Reinvest-

ment Act (ARRA, 2009)60 sind insgesamt rund 95 Mrd.
Dollar, 12 % des Pakets, für Investitionen in saubere
Energieträger und die Schaffung „grüner Arbeitsplätze“
bestimmt: 23 Mrd. Dollar für erneuerbare Energien,
4 Mrd. Dollar für „Carbon Capture and Storage“-Techno-
logie, 52 Mrd. Dollar für Energieeffizienz, von diesen
11 Mrd. Dollar für die Modernisierung des Stromnetzes
sowie 16 Mrd. Dollar für Wasser- und Abfallmanage-
ment.61 Ein wichtiger Schwerpunkt des Programms ist die
Verbesserung der Energieeffizienz, beispielsweise im
Transportsektor, zum einen durch Elektromobilität, zum
anderen durch den Einsatz von Biokraftstoffen der zwei-
ten Generation, d. h. der Herstellungsprozess ermöglicht
die Verwertung von Ganzpflanzen und erhöht damit Nut-
zungsgrad und Ertrag.

Die Ziele der Administration sind ambitioniert, wenn man
die Ausgangslage in den USA berücksichtigt. Laut dem
Progress Report des Weißen Hauses soll beispielsweise
die Produktionskapazität für plug-in-hybrid-elektrische
Fahrzeuge (PHEF) auf 500.000 im Jahr erhöht werden
(etwa 5 % der jährlichen Gesamtproduktion). Auch durch
die Modernisierung des Stromnetzes soll Energie einge-
spart werden. Laut dem Weißen Haus könnte durch ein
Smart Grid der Stromverbrauch bis 2030 um 4% gesenkt
werden. Daher will die Administration beispielsweise die
Zahl der privaten Haushalte mit intelligenten Stromzäh-
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lern (Smart Meters) bis 2013 mehr als verdreifachen.62

Im Stimuluspaket spiegelt sich die Doppelstrategie der
Obama-Administration wider: Zum einen soll der strau-
chelnden Wirtschaft kurzfristig wieder auf die Beine ge-
holfen und die Beschäftigung stabilisiert werden. Zum
anderen will Obama hiermit eine langfristig wirkende
Transformation der amerikanischen Wirtschaft einleiten.63

Das Energieministerium erhielt insgesamt 36,7 Mrd. Dol-
lar des Stimuluspakets, darunter unter anderem
16,8 Mrd. Dollar für das Büro für Energieeffizienz und er-
neuerbare Energien (Office of Energy Efficiency and Re-
newable Energy), beispielsweise für Zuschüsse zur För-
derung der Herstellung fortgeschrittener Batteriesyste-
me; 6 Mrd. Dollar sind für Umweltmanagement vorgese-
hen, 4,5 Mrd. Dollar fließen an das Office for Electricity
Delivery and Energy Reliability. Dem Kreditgarantiepro-
gramm des DOE wurden 4 Mrd. Dollar zugeteilt, dem Bü-
ro für fossile Energieträger 3,4 Mrd. Dollar (insbesondere
für saubere Kohleenergie und CO2-Abscheidung).
1,6 Mrd. Dollar sind für Forschungsaktivitäten vorgese-
hen.64 Während bereits für knapp 78 % der Gelder Aus-
gabengenehmigungen erteilt wurden, ist bislang nur ein
Bruchteil dieser Gelder tatsächlich ausgegeben worden
(knapp 7 %, Stand Februar 2010). Gründe hierfür sind
sowohl Engpässe bei der Bearbeitung und Prüfung der
Anträge als auch Umsetzungsprobleme auf einzelstaatli-
cher und lokaler Ebene.

In beiden Kammern des Kongresses wurde zudem über
ein umfassendes Klima- und Energiegesetz verhandelt.
Das Repräsentantenhaus verabschiedete im Juni den
American Clean Energy and Security Act of 2009 (ACES,
auch bekannt unter dem Namen Waxman-Markey-
Gesetz), im Senat stand eine Abstimmung über den
Clean Energy Jobs and American Power Act zum Zeit-
punkt der Erstellung dieser Studie (Stand Mai 2010)
noch aus.

Das Repräsentantenhaus verabschiedete ACES am
26. Juni 2009 knapp mit 219 zu 212 Stimmen. 211 De-
mokraten, aber nur 8 Republikaner stimmten für das Ge-
setz; 168 Republikaner und 44 Demokraten sprachen sich
gegen die Klimagesetzgebung aus.65 Während die Abge-
ordneten aus den Einzelstaaten im Nordosten und an der
Westküste mehrheitlich für das Gesetz votierten, spiegelt
sich die Skepsis der demokratischen Abgeordneten aus
den Südstaaten, den Staaten des Mittleren Westens, die
sich durch eine starke verarbeitende Industrie auszeich-
nen, sowie den Industrie- und Kohleregionen deutlich im
Abstimmungsergebnis wider. Kontroverse Punkte waren
die Höhe der Versteigerung im Emissionshandel (kostenlo-
se Zuteilung von Zertifikaten an Schlüsselindustrien), die

Klimaziele für 2020 (Reduzierung der Treibhausgasemis-
sionen) sowie das Ziel für erneuerbare Energien.

Das Gesetz sieht vor, bis 2012 ein Emissionshandelssys-
tem einzuführen. Im ETS sollen ca. 85 % der amerikani-
schen Emissionsquellen für fünf von sechs Treibhausga-
sen einbezogen werden. Bis 2020 sollen die Treibhaus-
gasemissionen um 17 % sinken (Basisjahr 2005). Laut
dem Gesetzesentwurf dürfen die Einzelstaaten dann kei-
ne eigenen Emissionshandelssysteme mehr betreiben.
Folgende Industrien sind vom Emissionshandelssystem
betroffen: Stromproduktion, Erdgas, Erdöl, Produzenten
fluorierter Gase, geologische Lagerstätten inklusive
CCS-Lagerstätten sowie Produktion und Import von koh-
lebasiertem Flüssigtreibstoff mit Emissionen von über
25.000 Tonnen CO2-Äquivalent per annum. Die Zutei-
lung der Emissionsrechte soll bis 2015 weitgehend frei
erfolgen (im ersten Jahr sollen beispielsweise nur knapp
17 % versteigert werden). Für mindestens 15 Jahre sol-
len 44 % der Zertifikate an regulierte Strom- und Gasun-
ternehmen frei zugeteilt werden. Damit sollen die Ver-
braucher vor Preissteigerungen geschützt werden.

Zudem sind CO2-Emissionsausgleichsprojekte (Carbon
Offsets) von bis zu 2 Mrd. Tonnen CO2 vorgesehen (eine
Mrd. Tonnen durch inländische Offsets, eine weitere
durch internationale Projekte). Carbon Offsets sollen Un-
ternehmen ermöglichen, unvermeidliche Treibhausgas-
emissionen durch Klimaschutzmaßnahmen an einem an-
deren Ort zu neutralisieren. Das generöse Offset-Pro-
gramm war unter anderem notwendig, um die Unterstüt-
zung aus den Agrarstaaten des Mittleren Westens der
USA zu sichern. Für den Agrarsektor bedeuten die inlän-
dischen Carbon Offsets eine lukrative neue Einnahme-
quelle.66 Insgesamt, so schätzt die EPA, werden sich die
Einnahmen auf ca. 1,2 bis 18,8 Mrd. Dollar im Jahr be-
laufen – je nachdem, wie stark auf die Offset-Möglichkei-
ten im Agrarsektor zurückgegriffen wird.67

ACES legt zudem erstmalig ein bundesweites Quotenziel
für erneuerbare Energien im Bereich der Stromerzeu-
gung fest: Bis 2021 sollen mindestens 15 % des Strom-
verbrauchs in jedem Staat aus erneuerbaren Energien
gespeist werden. Dabei werden die Versorgungsunter-
nehmen verpflichtet, einen bestimmten Anteil von Strom
aus erneuerbaren Energien anzubieten. Die Einzelstaaten
haben die Möglichkeit, diesen durch mehr Energieeffi-
zienz zu reduzieren. Es wäre der erste bundesweit ver-
bindliche Renewable Electricity Standard, sollte das Ge-
setz vom gesamten Kongress verabschiedet werden. Al-
lerdings würden die Einzelstaaten weiterhin das Recht
behalten, eigene Quoten für erneuerbare Energien beizu-
behalten beziehungsweise einzuführen, die aber die
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Bundeswerte nicht unterschreiten dürften. Geplant sind
überdies gesetzliche Standards und finanzielle Förde-
rung für Energieeffizienz (beispielsweise führt ACES hö-
here Effizienzstandards für Gebäude ein) und CCS. Die
Einzelstaaten sollen baurechtliche Standards erlassen,
um die Energieeffizienz privater Gebäude bis 2014 und
öffentlicher Gebäude bis 2015 um 50 % zu verbessern.
Wird ein solcher Standard nicht erlassen, gelten automa-
tisch die bundesstaatlichen baurechtlichen Standards.68

Schließlich ist der Präsident ab 2020 angehalten, Grenz-
ausgleichsmaßnahmen gegenüber treibhausgasintensi-
ven Importen aus Ländern ohne verbindliche Klima-
schutzziele zu ergreifen.

Während im Repräsentantenhaus ACES diskutiert wurde,
brachten die Demokraten John Kerry (Vorsitzender des
Auswärtigen Ausschusses) und Barbara Boxer (Vorsitzen-
de des Umweltausschusses) am 30. September 2009 ein
umfassendes Klimagesetz in den Senat ein, den Clean
Energy Jobs and American Power Act: Bis 2020 soll eine
Treibhausgas-Reduktion von 20 %, bis 2050 eine Reduk-
tion um 83 % erzielt werden. Zwar beinhaltet der Vor-
schlag auch eine Vielzahl weiterer Maßnahmen, Fragen
der Energiepolitik wurden jedoch weitgehend ausgespart.
Der Kerry-Boxer-Entwurf ist hoch umstritten, was sich
auch im Abstimmungsergebnis des Umweltausschusses
widerspiegelt: Am 5. November 2009 stimmte der Aus-
schuss mit 11:1 Stimmen – bei Abwesenheit aller Repu-
blikaner – für den Gesetzesentwurf. Damit konnte der Ent-
wurf zwar an die anderen relevanten Ausschüsse weiter-
geleitet werden, große Chancen werden ihm allerdings
nicht mehr zugesprochen. Strittig sind neben den noch
nicht abschätzbaren langfristigen Kosten für die Industrie
ähnlich wie bei ACES die Förderung der Kernkraft und der
sauberen Kohletechnologien, die Öffnung der Küstenge-
wässer für Öl- und Gasbohrungen sowie die Zwischenzie-
le für Treibhausgas-Reduktionen.69 Auch das Offset-Pro-
gramm steht im Kreuzfeuer der Kritik; der Senatsentwurf
geht hier noch einen Schritt weiter als ACES: Einbezogen
werden Kohleminen, Deponien (aufgrund ihres Methan-
ausstoßes) und der Erdgassektor. Unternehmen, die dem
ETS unterliegen, wäre es demnach möglich, durch Pro-
jekte (beispielsweise durch Investitionen in Effizienzstei-
gerungen) in diesen Bereichen Offsets zu generieren.

Mehr Chancen wurden dem parteiübergreifenden Kom-
promissvorschlag von John Kerry und dem Republikaner
Lindsey Graham zugesprochen. Neben der starken Be-
fürwortung der CCS-Technologie („Die Vereinigten Staa-
ten sollten sich zum Ziel nehmen, das Saudi-Arabien der
sauberen Kohle zu werden“) forderten die Senatoren ei-
nen Kompromiss bei der Exploration weiterer Öl- und
Gasvorkommen (auch Offshore-Bohrungen im bislang

geschützten Festlandsockel in Atlantik und Pazifik) sowie
eine Förderung der Kernenergie. Auch Importsteuern für
treibhausgasintensive Produkte aus weniger klimapoli-
tisch ambitionierten Ländern sahen sie als notwendig an.
Schließlich sprachen sich Kerry und Graham, denen sich
der unabhängige Senator Joe Lieberman angeschlossen
hatte, für die Einrichtung eines Mindest- und eines
Höchstpreises für Emissionszertifikate im bundesweiten
Emissionshandelssystem aus.70

Präsident Obama begrüßte die Initiative und sagte, dass
er ,die Suche nach nachhaltigen Wegen unterstütze, um
die heimischen Öl- und Gasreserven zu erschließen‘.71

Zudem betont er, dass es „keinen technologischen Grund
gibt, warum wir Kernenergie nicht in einer sicheren und
effektiven Weise nutzen könnten“.72 Um die parteipoliti-
schen Gegensätze im Senat zu überbrücken und einen
Kompromiss zu erleichtern, gab Obama Mitte Februar
2010 bekannt, dass die Regierung beim Bau von zwei
Kernkraftwerken im Einzelstaat Georgia eine Kreditbürg-
schaft in der Höhe von 8,3 Mrd. Dollar übernehmen wer-
de.73 Zudem stellte der Präsident gemeinsam mit Innen-
minister Ken Salazar am 31. März 2010 die Planungen
zur Exploration sowie Öl- und Gasförderung in Küsten-
regionen für 2007–2012 und 2012–2017 vor. Bis 2012
sollen nun Prüfungen potenzieller Öl- und Gasförderstät-
ten im Outer Continental Shelf (Kontinentalschelf, OCS)
vor den Küsten diverser Einzelstaaten möglich sein.
2012–2017 sollen gegebenenfalls neue Förderlizenzen
vergeben werden.

Trotz dieses Entgegenkommens stellte es sich für die de-
mokratische Parteiführung als ausserordentlich schwer
dar, genug Stimmen fuer ein Klimagesetz zu gewinnen.
Die Chancen fuer einen Kompromiss sanken dabei noch
einmal, als die Demokraten mit der Wahl des Republika-
ners Scott Brown in den Senat (der Senatssitz für Massa-
chusetts war seit dem Tod des Demokraten Ted Kennedy
2009 nicht besetzt) die sogenannte Super Majority von
60 Stimmen verloren. Diese ist notwendig, um einen Fili-
buster zu unterbrechen. Mit diesen Dauerreden kann die
Minderheitspartei nun verhindern, dass ein Gesetzesent-
wurf zur Abstimmung gebracht wird. Dies gilt auch für
das Klima- und Energiegesetz.

Ein Kompromiss wird sich nur mit einem deutlich niedri-
geren Ambitionsniveau realisieren lassen. Anfang März
2010 erklärte John Kerry zwar, er hoffe, dass noch in die-
sem Monat in der Kammer eine Kompromisslösung bei
dem Klimaschutzgesetz gefunden werden könne. Sena-
tor Graham kündigte indes an, dass die Emissionshan-
delsgesetze im Repräsentantenhaus und im Senat tot sei-
en und das Konzept des Emissionshandels ersetzt werde.
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Die Senatoren schlugen daher vor, den Emissionshandel
zunächst nur auf Stromerzeuger zu beschränken. Erst in
einem zweiten Schritt sollte dann der Emissionshandel
auch auf größere Industrieanlagen ausgedehnt werden.
Im Transportsektor sollte eine Reduktion der Emissionen
hingegen durch eine CO2-Steuer erzielt werden.

Nur einen Tag, bevor der neue Gesetzesvorschlag vorge-
legt werden sollte (Ende April), entzog Lindsey Graham
dem Vorhaben seine Unterstützung. Damit ging der ver-
mutlich einzige Unterstützer aus den Reihen der Repu-
blikaner verloren. Graham war über die demokratische
Parteiführung im Kongress verärgert, da diese seiner
Meinung nach aus wahltaktischen Gründen die gerade
unter Republikanern äußerst umstrittene Einwande-
rungsreform vorzöge, um sich in den Kongresswahlen
Stimmen von Wählern lateinamerikanischer Herkunft zu
sichern. Kerry und Liebermann legten schließlich ohne
republikanische Unterstützung am 12. Mai 2010 einen
sogenannten Diskussionsentwurf (Discussion Draft) vor.
Demnach sollen Treibhausgasemissionen ausgehend
vom Basisjahr 2005 bis 2020 um 17 % und bis zum Jahr
2050 um 83 % reduziert werden. Der American Power
Act sieht vor, Treibhausgasemissionen sektoral zu redu-
zieren: Ab 2013 müssen Energieversorger ihre Emissio-
nen im Rahmen eines Emissionshandelssystems senken.
Ebenfalls ab 2013 müssen Lieferanten von raffinerierten
Petroleumprodukten (Transportsektor) vier Mal im Jahr
Zertifikate zur Deckung ihrer Emissionen ankaufen. Erst
ab 2016 würden auch große Emittenten in der Industrie
einbezogen werden. Insgesamt ist der Entwurf deutlich
weniger ambitioniert als die ursprüngliche Boxer-Kerry-
Vorlage. Durch den Untergang der Explorationsplattform
Deepwater Horizon ist die Lage im Kongress noch einmal
komplizierter geworden. Unter den Demokraten hat sich
eine deutliche Opposition gegen eine Ausdehnung der

Offshore-Förderung gebildet. Ende März sprachen sich
zehn demokratische Senatoren aus Küstenstaaten in ei-
nem Brief an Kerry, Graham und Lieberman gegen ein
Klimagesetz aus, das mehr Offshore-Förderung gestattet.

Die beiden Senatoren hielten zwar an Offshore-Ölbohrun-
gen fest, angesichts der Ölkatastrophe und der Kritik aus
den Küstenstaaten sieht der Entwurf jedoch vor, dass die
Einzelstaaten über die Zulassung entscheiden dürfen,
wenn das Vorhaben nicht mehr als 75 Meilen vom Ufer
entfernt ist. Zudem sollen Staaten 37,5 % der Einnahmen
aus der bundesstaatlichen Lizenzvergabe erhalten. Darü-
ber hinaus sieht das Gesetz eine Förderung sauberer
Kohle und Atomenergie vor. Damit allein werden sich je-
doch kaum weitere Stimmen unter den Republikanern
gewinnen lassen. Zudem ist nicht sicher, ob die Ein-
schränkungen zur Offshore-Ölförderung tasächlich die
demokratischen Senatoren aus den Küstenstaaten beru-
higen. Senator Bill Nelson aus Florida kündigte beispiels-
weise an, jeden Entwurf mit einem Filibuster zu belegen,
der Offshore-Förderung vorsieht.

Die Kerry-Lieberman-Vorlage ist umstritten. Im Juni 2010
schlug daher der republikanische Senator Richard Lugar
ein Energiegesetz mit noch niedrigerem Ambitionsniveau
vor, dem sich Senator Graham anschloss. Der Vorschlag
setzt vor allem auf eine Verbesserung der Energieeffi-
zienz. Die Einführung eines Emissionshandelssystems ist
nicht vorgesehen. Zwar will Harry Reid, Mehrheitsführer
im Senat, bis zum Unabhängigkeitstag am 4. Juli ein Kli-
ma- und Energiegesetz zur Abstimmung bringen, doch
die Chancen stehen alles andere als gut. Und je näher
die Zwischenwahlen des Kongresses rücken, desto un-
wahrscheinlicher wird ein Votum über die auch in der Be-
völkerung kontroverse Klimagesetzgebung
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Energiepolitisches Instrumentarium der Einzelstaaten

Mit den Renewable Portfolio Standards (RPS) wird der
zukünftig angestrebte Anteil an erneuerbaren Energien
am Strommix festgelegt. In den meisten einzelstaatli-
chen RPS sind handelbare Zertifikate für erneuerbare
Energien, Renewable Energy Credits, vorgesehen, die
den Stromerzeugern eine flexiblere Erfüllung dieser
Zielquote ermöglichen. Green Pricing Programs sind
Angebote von Energieversorgern, bei denen Stromkun-
den gegen Aufpreis erneuerbare Energien beziehen
können. Zu den distributiven Förderpolitiken gehören
die State Rebate Programs, Steuervergünstigungen bei-
spielsweise für die Produktion von Strom aus erneuer-

baren Energiequellen (Production Tax Credits) und für
Investitionen in erneuerbare Energien (Investment Tax
Credits) sowie die Förderung der Einspeisung von er-
neuerbaren Energien, mit dem Ziel, kleine Stromerzeu-
gungsanlagen zu unterstützen (Net Metering). Public
Benefit Funds sind Förderfonds, die aus Extraabgaben
der Konsumenten an die Stromversorger gespeist wer-
den und unter anderem der Finanzierung von Energie-
effizienz oder Forschungs- und Entwicklungsprogram-
men dienen. Schließlich sind noch gesetzliche Förder-
programme für Forschung und Entwicklung sowie Infra-
strukturförderung zu nennen.74



Sollte das Klimagesetz im Kongress scheitern, bleibt Oba-
ma immer noch die Option, Energie- und Klimapolitik
über Verordnungen zu betreiben. Ob Obama die EPA für
die Einführung eines Emissionshandelssystems nutzen
wird, ist aber fraglich. Zum einen ist juristisch nicht klar,
dass dies tatsächlich möglich wäre. Zum anderen würde
er damit Stimmen im Kongress (auch aus der eigenen
Partei) für andere wichtige Gesetzesinitiativen verlieren.
Bereits der Gefährdungsbefund der EPA ist hoch umstrit-
ten. Im Senat legte die Republikanerin Lisa Murkowski
Ende 2009 eine Resolution vor, die das Urteil der EPA
aufheben und damit einen herben Rückschlag für die Kli-
ma- und Energiepolitik der Obama-Administration be-
deutet hätte. Die Resolution wurde mit 53 zu 47 Stimmen
abgelehnt – ein kleiner Erfolg für Obama. Wie umstritten
seine Klimapolitik ist, zeigt jedoch, dass alle Republika-
ner, darunter auch erhoffte Ja-Stimmen für das Klimage-
setz, und sechs Demokraten für die Resolution stimmten.

Die Energiepolitik der Einzelstaaten

Der Spielraum, den bundesstaatliche Vorgaben für die
Energiepolitik der Einzelstaaten lassen, ist groß, mit der
Konsequenz, dass die Politiker mitunter stark divergie-
ren. In den vergangenen Jahren haben viele Einzelstaa-
ten den hohen Grad an Autonomie genutzt, um ehrgeizi-
ge Klimaschutzmaßnahmen zu ergreifen.

Die Einzelstaaten: Wichtige Akteure in der
US-Energie- und Klimapolitik

Den Einzelstaaten steht ein breites energiepolitisches
Instrumentarium zur Verfügung, darunter angebots-
orientierte und distributive Förderpolitiken. Das jeweilige
Regulierungssystem und die Wahl der Instrumente
hängen von der Energieproduktion, dem Energiemix
und der Wirtschaftsstruktur im jeweiligen Einzelstaat ab.
Die Einzelstaaten unterscheiden sich zudem im Ausmaß
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Quelle: Pew Center on Global Climate Change, 2010

Abbildung 14: Klimaschutzpoltische Maßnahmen in den Einzelstaaten



von Marktöffnung und Deregulierung ihres Energiesek-
tors.

29 von 50 Einzelstaaten haben Renewable Portfolio Stan-
dards (RPS) eingeführt. Die Unterschiede der RPS-Syste-
me hinsichtlich der Quotenhöhe, des Zeithorizonts, der
Strafen bei Nichterfüllung und der Zusatzvorgaben, die
auf bestimmte Technologien abzielen (beispielsweise
Quoten für Solarenergie), sind dabei allerdings gravie-
rend. Zudem haben nicht alle von ihnen verpflichtenden
Charakter. Entsprechend stark variieren die Anreize für In-
vestitionen in erneuerbare Energien. Besonders ambitio-
niert im US-weiten Vergleich sind die Standards beispiels-
weise in Kalifornien (20 % Anteil erneuerbarer Energien
bis 2010 und 33 % bis 2020) oder auch New York (24 %
bis 2013).75 Insbesondere Einzelstaaten mit einem hohen
Anteil von Kohle, Gas und Erdöl an der eigenen Energie-
gewinnung wie Indiana (88 % der gesamten Energiepro-
duktion entfiel 2007 auf Kohle) oder auch Kentucky

(2007: 95 % der eigenen Energieproduktion aus Kohle)
haben bislang keine RPS.

Auch andere Politikmaßnahmen (Effizienz- und Baustan-
dards) sind mittlerweile weit verbreitet. Bis heute haben
15 Einzelstaaten Emissionsstandards für den Transport-
sektor eingeführt. Zudem erließen mehrere Einzelstaaten
Gesetze zur Reduzierung von Treibhausgasen, darunter
verbindliche Obergrenzen für THG-Emissionen (u. a. Ka-
lifornien, Hawaii, Illinois und New Jersey). Beispielsweise
legte Pennsylvania Anfang Oktober 2009 einen Aktions-
plan zur Reduzierung seiner Treibhausgasemissionen
um 30 % bis 2020 vor. Dies ist nicht unbedeutend, da
der Einzelstaat der drittgrößte Emittent in den USA nach
Texas und Kalifornien und vor Ohio, Florida und Illinois
ist.76 Schließlich nimmt das Interesse an der Einführung
von Einspeisevergütungsmodellen (Feed-in Tariffs) nach
deutschem Vorbild stetig zu. In mehreren Einzelstaaten
und auf regionaler Ebene wird ein entsprechendes Ge-
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Quelle: Pew Center on Global Climate Change, 2010

Abbildung 15: Regionale Emissionshandelssysteme in den USA



setz zur Förderung von Strom aus Wind, Wasser und
Sonnenenergie diskutiert oder ist bereits beschlossen.77

Dies ist insofern eine neue Entwicklung als traditionell in
den USA große Vorbehalte gegenüber diesem Modell be-
stehen; die Feed-in Tariffs galten lange Zeit als marktver-
zerrend und altmodisch.78

Auch wenn sich die Ziele und Regulierungen der Einzel-
staaten deutlich unterscheiden, gibt es mehrere regionale
Initiativen. Anfang Oktober 2009 unterzeichneten bei-
spielsweise die Gouverneure der elf Staaten der Midwes-
tern Governor Association den Midwestern Energy Infra-
structure Accord zur Förderung der Entwicklung und Ver-
breitung von CCS, eines intelligenten Stromnetzes und an-

derer sauberer Energietechnologien in der Region. Anfang
2010 gründeten elf Einzelstaaten der Ostküste (darunter
Maine, Maryland und Massachusetts) zusammen mit
dem Innenministerium ein Konsortium, um die Genehmi-
gung von Offshore-Windanlagen zu beschleunigen.79

Zudem wurden in den vergangenen Jahren drei regiona-
le Emissionshandelssysteme gegründet: die Regional
Greenhouse Gas Initiative (RGGI, seit 2003) an der Ost-
küste, die Initiative für den Midwestern Greenhouse Gas
Reduction Accord (MGGRA, seit 2007) und die Western
Climate Initiative (WCI, seit 2007) an der Westküste.
RGGI hat bereits ihre Tätigkeit aufgenommen; die erste
Auktion von CO2-Emissionsrechten fand im September
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Akzeptanz in der Bevölkerung: Die Sensibilität für den Klimaschutz steigt

In den vergangenen Jahren ist die Sensibilität für das
Thema Klimaschutz in der Bevölkerung deutlich gestie-
gen. Hohe Energiepreise und die steigende Abhängig-
keit von ausländischen Energiequellen, die Folgen des
Wirbelsturms Katrina (2005), Al Gores Dokumentarfilm
An Inconvenient Truth (2006) und verschiedene Studi-
en zur „Sicherheitsbedrohung Klimawandel“ erhöhten
die Wahrnehmung und Sensibilität für das Thema in
der Bevölkerung. Während laut einer Gallup-Umfrage
von 2004 nur 28 % der Befragten der Meinung waren,
dass der Klimawandel gefährliche Auswirkungen für die
Menschheit habe beziehungsweise in den kommenden
zehn Jahren haben werde, war dieser Anteil 2007 auf
48 % gestiegen. 2007 befürworteten 62 % der Befrag-
ten entscheidende Maßnahmen zum Klimaschutz;
68 % sprachen sich sogar dafür aus, die Treibhausgas-
emissionen bis zum Jahr 2050 um 90 % zu reduzieren.
Auch wenn das Bewusstsein für den Klimawandel ge-
stiegen ist, genießt das Thema angesichts der Wirt-
schaftskrise für die Bevölkerung aktuell jedoch keine
Priorität (von 21 Themen landete es in der Prioritäten-
liste der Bevölkerung für 2010 auf dem letzten Platz).
Vor allem ist nach wie vor die Mehrheit der Bevölkerung
gegen einen Klimaschutz, der das Wirtschaftswachs-
tum verlangsamt. Laut einer Umfrage des German Mar-
shall Funds (2009) sind nur 43 % bereit, eine solche
Klimaschutzpolitik zu tragen.

Laut dem jüngst vom United States Global Change Re-
search Forum der US-Klimabehörde NOAA (National
Oceanic and Atmospheric Administration) vorgelegten
Bericht Global Climate Change Impacts in the United
States sind die Auswirkungen des Klimawandels auch
in den USA bereits deutlich zu spüren, darunter die Zu-
nahme von extremen Wetterphänomenen, Über-

schwemmungen und Waldbränden. Eine Reihe ameri-
kanischer Forschungsinstitute hat darüber hinaus vor
den Auswirkungen des Klimawandels auf die nationale
Sicherheit gewarnt. Inzwischen befassen sich sowohl
das Militär als auch die Geheimdienste mit den sicher-
heitspolitischen Herausforderungen der Erderwär-
mung. Im Frühjahr 2007 veröffentlichte das Center for
Naval Analysis den Bericht National Security and the
Threat of Climate Change. In ihm warnt das Military
Advisory Board, eine Beratungsgruppe von elf der aner-
kanntesten Drei- und Viersterneadmiräle und -generäle
der USA, vor den Sicherheitsrisiken des Klimawandels.
Das Verteidigungsministerium widmete sich den Aus-
wirkungen des Klimawandels auf die Sicherheitspolitik
in seiner 2010 Quadrennial Defense Review.

In der Bevölkerung umstritten sind vor allem die Explo-
ration weiterer Öl- und Gasvorkommen, allen voran Off-
shore-Bohrungen sowie die Förderung von Kohle und
CCS. Nicht nur NGOs wie Public Employees for Envi-
ronmental Responsibility, sondern auch die NOAA war-
nen vor einer erhöhten Fördertätigkeit in weiten Teilen
vor der Küste Alaskas. Daneben hat auch die Anti-Koh-
lebewegung an Stärke gewonnen (darunter der Sierra
Club, die Reality Coalition und das Coal Free Future
Project). Sie kritisieren nicht nur die Umwelt- und Kli-
maauswirkungen einer stärkeren Kohleförderung. Sie
warnen vor allem auch vor den Risiken, die mit der
CCS-Technologie verbunden sind – beispielsweise die
mögliche Auflösung weicherer Gesteinsschichten und
der enorme Druck, unter dem die Verpressung von CO2
stattfindet, sowie die mögliche Verdrängung salzhalti-
gen Wassers in das Grundwasser. CCS ist in ihren Au-
gen lediglich ein grünes Feigenblatt für die Energiekon-
zerne und die Kohlekraftwerke.



2008 statt. Die beiden anderen Initiativen der Westküste
und des Mittleren Westens befinden sich noch in der An-
fangsphase: Der Emissionshandel in der WCI soll 2012
anlaufen, für den Midwestern Accord gibt es noch keine
Fristen. Die Ziele der WCI sind ambitioniert: Neben Koh-
lendioxid sollen auch andere Treibhausgase in den Han-
del einbezogen werden. Zudem sollen nicht nur der Aus-
stoß von Kraftwerken, sondern auch anderer treibhaus-
gasemittierender Industrien sowie des Transportsektors
reguliert werden. Mitte Juni 2009 kamen erstmals Vertre-
ter aus Kalifornien, der RGGI, der MGGRA und der WCI
zusammen, um eine Verknüpfung der regionalen Emissi-
onshandelssysteme zu besprechen, sollte die bundes-
staatliche Initiative im Kongress scheitern. Insgesamt ent-
fällt auf die beteiligten Einzelstaaten rund ein Drittel der
Gesamtemissionen der USA. Sie sind Heimat der Hälfte
der US-Bevölkerung und produzieren rund die Hälfte des
amerikanischen Volkseinkommens.80

Spannungsfelder zwischen den Einzelstaaten und
der Bundesregierung

In der Umsetzung seiner Energie- und Klimaagenda ist
Obama auf die Einzelstaaten angewiesen. Während sich
diese unter der Bush-Administration als dynamische Ak-
teure und wichtige Quelle von Innovation in der Klima- und
Energiepolitik erwiesen, könnten hier auch neue Span-
nungen auftreten bei: 1. der Modernisierung des amerika-
nischen Stromnetzes und der Schaffungen eines Super
(Smart) Grids, 2. der Etablierung bundesweiter Standards
(Renewable Portfolio Standard, Baustandards und Effi-
zienzstandards), 3. der Förderung von Kohleenergie und
CCS-Technologie und 4. der Schaffung eines US-weiten
Emissionshandelssystem. Diese Spannungen ergeben
sich vor allem aus den erheblichen Unterschieden zwi-
schen den Einzelstaaten: ihrer Energieproduktion, ihrem
Strommix, ihrer regionalen Verflechtung, ihrer Wirtschafts-
struktur sowie ihren Standards und Regulierungen.

Zurzeit ist das Stromnetz regional ausgerichtet. Diese
Fragmentierung, die auch als Balkanisierung des Strom-
netzes bezeichnet wird, ist nicht nur ineffizient, sondern
auch teuer. Barack Obama und der Kongress planen da-
her eine Modernisierung des Stromnetzes. Laut der Inter-
state Commerce Clause ist die Bundesregierung zwar für
die Regulierung des Handels zwischen den Einzelstaaten
zuständig. Reguliert wird das Netzwerk von der North
American Electric Reliability Corporation (NERC). Er-
schwert wird die Schaffung eines Supernetzes jedoch
durch Zuständigkeitsprobleme für die Stromsektorregu-
lierung zwischen Bund und Einzelstaaten. So obliegt es
beispielsweise den Einzelstaaten, Genehmigungen für
den Bau neuer Leitungen zu erteilen. Die Hürden sind

aber nicht allein technischer Natur, sondern resultieren
auch aus der Opposition auf lokaler Ebene gegen den
Neubau von Übertragungsleitungen und gegen die ho-
hen Investitionskosten. Angesichts der bereits gestiege-
nen Elektrizitätskosten stemmen sich viele Einzelstaaten
und Kommunen gegen eine Beteiligung an den Moderni-
sierungskosten. Zudem fürchten einige Einzelstaaten,
dass durch ein neues Super Grid die Konkurrenz durch
Energien aus anderen Einzelstaaten steigen und die Ent-
wicklung eines eigenen Erneuerbare-Energien-Sektors
hemmen könnte.

Die Etablierung bundesweit geltender Standards könnte
ebenso zu Spannungen zwischen der Bundesregierung
und den Einzelstaaten führen. Im Bereich der Renewable
Portfolio Standards sehen die Gesetzesvorlagen des Kon-
gresses einen bundesweiten Standard vor, der Flexibilität
nach oben lässt, gleichwohl klare Mindeststandards
setzt. Gerade diejenigen Einzelstaaten, die bislang niedri-
ge Standards hatten (darunter viele Kohlestaaten), ver-
weisen unter dem Stichwort States Rights jedoch darauf,
dass das Thema Stromversorgung ihrer Jurisdiktion und
nicht derjenigen der Bundesregierung unterliegt. Es wäre
nicht das erste Mal, dass der Oberste Gerichtshof (Su-
preme Court) über Kompetenzstreitigkeiten zwischen der
Bundesregierung und den Einzelstaaten entscheiden
muss und das Urteil zugunsten Letzterer ausfällt.

Ein dritter Bereich, in dem zahlreiche Hürden für die
Obama-Administration zu überwinden sind, ist die Förde-
rung von Kohleenergie und CCS-Technologien. Beide
spielen in den Gesetzesvorschlägen des Repräsentanten-
hauses und des Senats eine wichtige Rolle. Problema-
tisch für den Ausbau und die Förderung von Clean Coal
könnte sich hier die wachsende Opposition der Anti-Kohle-
bewegung wie beispielsweise die Reality Coalition (zahl-
reiche Umweltorganisationen zusammen mit Hollywood-
Stars) erweisen.

Ein viertes Spannungsfeld ist die Schaffung eines bun-
desweiten Emissionshandelssystems, das die drei regio-
nalen Initiativen ersetzen soll. Ein bundesweites Emissi-
onshandelssystem bietet den Vorteil, dass auch zögerli-
che Einzelstaaten erfasst werden und unnötige Kosten für
die Industrie durch verschiedene Regulierungsräume
vermieden werden. Die Gouverneure der Einzelstaaten,
die am Midwestern Greenhouse Gas Reduction Accord
teilnehmen, haben daraus Konsequenzen gezogen: Sie
kündigten Mitte September an, ihre Initiative auszusetzen
und sich stattdessen auf Maßnahmen zu konzentrieren,
die komplementär zu den Initiativen der Bundesregie-
rung sind, wie beispielsweise die Implementierung eines
strengeren Standards für erneuerbare Energien.
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Ausblick: Obamas Energiepolitik öffnet transatlantische
Kooperationsmöglichkeiten – aber die Hürden bleiben bestehen
Eine energiepolitische Kooperation mit den USA ist wün-
schenswert: Nicht nur zählen die USA wie Europa zu den
größten Nettoimporteuren von Energie und stehen ähnli-
chen geostrategischen, ökonomischen sowie technologi-
schen Herausforderungen gegenüber. Gemeinsame Inte-
ressen gibt es im Bereich erneuerbarer Energien, Strom-
netze und CCS. Außerdem haben beide Akteure große
Vorbildfunktion und Gewicht, wenn es darum geht, die
Transformation des Energiesystems hin zu einer nachhal-
tigeren, kohlenstoffarmen Energieversorgung voranzu-
treiben. Zugespitzt kann man sogar sagen, dass eine
transatlantische Zusammenarbeit eine der Grundvoraus-
setzungen ist, um die zwei von der IEA bereits im World
Energy Outlook 2008 formulierten Herausforderungen –
die Bekämpfung der Energiearmut und den Umbau zu
einem nachhaltigen Energiesystem – global zu meistern.
Durch die neue Energiepolitik der Obama-Administration
hat sich hier ein Fenster für eine stärkere Zusammenar-
beit geöffnet.

Dafür spricht auch der am 4. November 2009 gegründe-
te neue transatlantische Energierat. Die USA werden in
dem hochrangig besetzten Gremium von Außenministe-
rin Hillary Clinton und Energieminister Steven Chu ver-
treten, die EU von den zuständigen Kommissaren für Au-
ßenbeziehungen, Energie und Forschung. Im Rat sollen
ein vertiefter Dialog zu strategischen Energiefragen wie
Versorgungssicherheit und Förderung CO2-armer Ener-
giequellen geführt sowie die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Energietechnologien gestärkt werden. Ein
jährlicher Energiegipfel soll abwechselnd in den USA
und in der EU stattfinden. Die Abschlussdeklaration des
EU-USA-Gipfels 2009 nennt als Ziel für den Energierat
unter anderen die stärkere Zusammenarbeit beim The-
ma Energiesicherheit durch Diversifizierung der Energie-
quellen (darunter LNG, Solar, Wind und Biokraftstoffe)
und der Transportwege. Zudem soll gemeinsam auf sta-
bilere und transparente Energiemärkte, insbesondere für
Öl, Gas und Elektrizität, hingearbeitet werden. Gemein-
sam soll an einer Verbesserung der Energieeffizienz ge-
arbeitet und die Forschung zu Kernenergie und CCS in-
tensiviert werden.81 Der EU-US-Energierat hat bislang
drei Arbeitsgruppen eingerichtet: zu Energiesicherheit,
Energiepolitik und Energietechnologie. Innerhalb des
2007 geschaffenen Transatlantischen Wirtschaftsrats
(TEC) soll ein Fokus auf der Erarbeitung gemeinsamer
Normen und Standards in der Automobilindustrie (insbe-
sondere im Bereich der Elektromobilität) liegen. Ein wei-
terer Anknüpfungspunkt besteht bei der gemeinsamen
Standardentwicklung für Smart Grids. Schließlich wollen
die beiden Partner stärker beim Thema Technologie-
transfer und Schutz geistigen Eigentums zusammenar-
beiten.

Bislang fällt die transatlantische Kooperation jenseits von
Projekten der kommerziellen und wissenschaftlichen Zu-
sammenarbeit allerdings gemischt aus. Dass die USA
und die EU, obwohl sie in vielen anderen Wirtschaftsbe-
reichen stark integriert sind, bislang weder in multilatera-
len noch in bilateralen Foren über deklaratorische Ziele
hinausgekommen sind, liegt sicherlich in den unter-
schiedlichen Positionen zur Energie- und Klimapolitik der
Vergangenheit begründet: Während die EU auf eine Stei-
gerung der Energieeffizienz und Senkung des Ver-
brauchs setzte, ging die Bush-Administration das Ener-
gieproblem über eine Steigerung des Angebots an. Wäh-
rend sich die EU nicht scheute, regulativ in die Energie-
märkte einzugreifen, vertraute die Bush-Administration
auf die Marktkräfte und technologische Innovation. Zwar
hat Obamas Energie- und Klimapolitik, die nicht vor regu-
lativen Eingriffen Halt macht, hier neue Kooperations-
möglichkeiten geschaffen, doch muss abgewartet wer-
den, inwieweit der US-Präsident seine ambitionierten Zie-
le tatsächlich durchsetzen kann. Der Klimagipfel in Ko-
penhagen hat einmal mehr gezeigt, wie schwierig ange-
sichts der innenpolitischen Lage in den USA eine transat-
lantische Zusammenarbeit in Fragen von Klima und
Energie nach wie vor ist.

Dass sich ein transatlantischer energiepolitischer Kon-
sens nur mühsam erarbeiten lassen wird, liegt neben den
innenpolitischen Hürden in den USA auch daran, dass
die beiden Partner beim Energieimport beziehungsweise
beim Thema Energiesicherheit unterschiedliche Bezugs-
punkte haben: Für Europa und Deutschland bleibt dies
nicht zuletzt Russland. Für die USA ist es traditionell der
Nahe Osten, aber auch Venezuela, das zunehmend in
den Fokus rückt. Das US-amerikanische Koordinatensys-
tem verschiebt sich vom atlantischen, in den pazifischen
Raum. China wird wesentlich mehr als Konkurrent um
knappe Ressourcen wahrgenommen als in Europa. Ent-
sprechend genau wird die Entwicklung in China beob-
achtet und in US-amerikanische Entscheidungen auch
und gerade bei der Klimapolitik einbezogen.

Hinzu kommt, dass die Ausgangslagen in Bezug auf
Marktanteile, Energieintensität und Treibhausgasemissio-
nen durchaus unterschiedlich ausfallen.

Die US-amerikanischen Energiemärkte sind die größten
der Welt und haben insofern auch Leitmarktfunktion. Ne-
ben Russland sind die USA der wichtigste Ölproduzent
außerhalb der OPEC, womit ihnen ein entscheidendes
Gewicht bei der Lösung zweier drängender Probleme zu-
kommt: Preisvolatilitäten und chronische Unterinvestitio-
nen, auch bedingt durch mangelnde Datentransparenz.
Auch wenn beide, die USA und die EU, Öl-Nettoimpor-
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Tabelle 1: Energieindikatoren im Vergleich, 2007

Indikatoren Deutschland USA EU Welt

Bevölkerung (Millionen) 82,26 302,09 495,97 6.609
Bruttoinlandsprodukt (BIP) 2.065,35 11.468 9.827,28 39.493
(Milliarden, 2.000 USD)
BIP (in Kaufkraftparität, PPP) 2.315,34 11.468 12.392,28 61.428
(Milliarden, 2.000 USD)
Energieerzeugung (Mtoe) 137,03 1.665,18 860,59 11.940
Nettoimporte (Mtoe) 201,58 713,97 983,45
TPES (Mtoe) 331,26 2.339,94 1.758,87 12.029
Stromverbrauch* (TWh) 591,03 4.113,07 3.168,24 18.187
CO2 Emissionen** (Mt CO2) 798,44 5.769,13 3.926,39 28.926
TPES/Bevölkerung (toe/Kopf) 4,03 7,75 3,55 1,82
TPES/BIP (toe/000 2.000 USD) 0,16 0,2 0,18 0,3
TPES/BIP (PPP) (toe/000 2.000 USD 0,14 0,2 0,14 0,2
Stromverbrauch/Bevölkerung 7.185 13.616 6.387,97 2.752
(kWh/Kopf)
CO2/TPES (t CO2/toe) 2,41 2,47 2,23 2,41
CO2/Bevölkerung (t CO2/Kopf) 9,71 19,1 7,92 4,38
CO2/BIP (kg CO2/2.000 USD) 0,39 0,5 0,40 0,73
CO2/BIP (PPP) (kg CO2/2.000 USD) 0,34 0,5 0,32 0,47

* Bruttoerzeugung + Import – Export – Übertragung/Verteilung Verlust
** CO2-Emissionen nur aus Verbrennung. Emissionen sind auf Grundlage der IEA-Energiebilanz und den Revised 1996 IPCC Guidelines berechnet.

Quelle: IEA, Key World Energy Statistics 2009, Paris: IEA, 2009, S. 50 ff
http://www.iea.org/textbase/nppdf/free/2009/key_stats_2009.pdf

teure sind, wird sich doch ihre Teilhabe und Position am
Ölmarkt unterschiedlich entwickeln: Die USA importieren
heute circa 11,6 Millionen Barrel, Europa 8,3 Millionen
Barrel pro Tag. Im Jahr 2030 werden laut IEA die USA 10
Millionen Barrel pro Tag, Europa 9,8 Millionen Barrel im-
portieren. Damit wird die Öl-Importabhängigkeit der USA
von heute über 60 % auf unter 60 % sinken, während in
der EU der Anteil der Ölimporte am Gesamtölkonsum auf
über 90 % steigen wird.82

Die internationalen Gasmärkte haben in den letzten Jah-
ren, auch ausgelöst durch die russisch-ukrainischen
Gaskrisen und die Institutionalisierung des Forums gas-
exportierender Länder, immer größere internationale Auf-
merksamkeit auf sich gezogen. Gleichzeitig machen sich
hier unterschiedliche Interessen- und Ausgangslagen
zwischen den USA und Europa bemerkbar. Selbst bei der
dringlichen Frage nach den notwendigen Investitionen in
Exploration und Produktion – auch im globalen Gassektor
besteht das Problem der chronischen Unterinvestitio-
nen – konzentriert sich das Interesse der USA und der
Europäer auf unterschiedliche Regionen. Vor allem die
Europäer werden sich einer wachsenden Nachfrage in
China, Indien und dem Mittleren Osten gegenübersehen.

Dagegen wird sich der regionale Charakter des nordame-
rikanischen Marktes weiter verstärken.

Gleichzeitig werden die USA keinen und die EU nur noch
sehr geringen Zuwachs in der Gasnachfrage haben, da
die Gasmärkte weitgehend ausgebaut sind. Auch wenn
offen ist, ob sich der Boom beim unkonventionellen Gas
weltweit fortsetzt, kann diese US-amerikanisch getriebe-
ne Entwicklung tendenziell zu weiteren Preissenkungen
vor allem auf den Spotmärkten führen. Hält der Boom in
den USA an, bedeutet dies, dass sie weit weniger verflüs-
sigtes Erdgas importieren müssen. Auch für den europäi-
schen Gasmarkt zeitigt dies Wirkung: Das Überangebot
setzt momentan die relativ hohen europäischen Gasprei-
se weiter unter Druck. Dadurch wird das bestehende Sys-
tem der langfristigen Importverträge mit der Kopplung
der Importpreise an die Ölpreise mit wichtigen Bezugs-
ländern wie Russland und Algerien in Frage gestellt.
Überdies können Gashändler und -versorgungsunterneh-
men in der EU einen wachsenden Teil ihres Bedarfs
günstig über Spotmärkte decken. Das hat sich bereits
während und nach der russisch-ukrainischen Gaskrise
2009 abgezeichnet. Die Europäer könnten somit Nutz-
nießer der US-amerikanischen Entwicklung werden. In-



wieweit diese Entspannung der Märkte eher ein konjunk-
turelles Phänomen, denn ein strukturelles ist, bleibt mit
einem Durchschreiten der weltweiten Wirtschaftskrise
abzuwarten. Da sich auch im Gassektor zunehmend das
Problem aufgeschobener Investitionen in Erschließung
und Produktion abzeichnet, spricht einiges dafür, dass
sich bei einem Anziehen der Nachfrage die momentane
Gasschwemme schnell als konjunkturelles Phänomen er-
weist. Damit könnten sich auch die Machtverhältnisse
auf den Märkten schnell zugunsten der Produzenten-
und zulasten der Konsumentenländer verschieben. Das
allerdings würde die Europäer viel stärker betreffen als
die USA.

Angesichts der Interessendivergenzen bleibt abzuwarten,
ob der EU-US-Energierat seine hoch gesteckten Ziele tat-
sächlich erreichen wird.
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Umrechnungsfaktoren Energie:

1 Tonne (metrisch) = 7,33 Barrel
(Faktor x 7,33) (Quelle BP)

1 Mbtu = 2,52x10-8 (2,52E-08) Mtoe
(Quelle IEA)

1 TJ = 2,388 x 10-5 (2,388E-05) Mtoe
(Quelle IEA)

Abkürzungen:
Abkürzung Erläuterung
ACES American Clean Energy and Security Act
ARPA-E Advanced Research Projects Agency -

Energy
ARRA American Recovery and Reinvestment Act
BIP Bruttoinlandsprodukt
BSP Bruttosozialprodukt
Btu British Thermal Units
CAFE Corporate Average Fuel Economy
CCS Carbon Capture and Storage
DOE Department of Energy
EECBG Energy Efficiency and Conservative Block

Grant
EERE Office of Energy Efficiency and Renewable

Energy
EIA Energy Information Administration
EPA Environmental Protection Agency
ETS Emission Trading System
FERC Federal Energy Regulatory Commission
GECF Gas Exporting Countries Forum

(Forum Gasexportierender Länder)
GHG Greenhouse Gas
IEA International Energy Agency
LNG Liquefied Natural Gas
MBtu Millionen British Thermal Units
MGGRA Midwestern Greenhouse Gas Reduction

Accord
Mtoe Millionen Tonnen Öläquivalent
NCEP National Commission on Energy Policy
NERC North American Electric Reliability

Corporation
NGO Non-Governmental Organization
NGPL Natural Gas Plants Liquids
NOAA National Oceanic and Atmospheric Admi-

nistration (US-Klimabehörde)
NRC Nuclear Regulatory Commission
PHEF Plug-In Hybrid Elektrische Fahrzeuge
PPP Purchasing Power Parity (Kaufkraftparität)
Quads Quadrillionen Btu
RGGI Regional Greenhouse Gas Initiative
REPI Renewable Energy Production Incentive
RPS Renewable Portfolio Standards
TEC Transatlantic Economic Council
THG Treibhausgas
TJ Tera Joule
Toe Tonnen Öläquivalent
TPES Total Primary Energy Supply
WCI Western Climate Initiative
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